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Elke Thiel

Weltwirtschaftlicher Wandel und internationale
Wirtschaftsordnung

I. Probleme wirtschaftlicher Interdependenz

Verfügen wir noch über die geeigneten Instru-
mente, um die Probleme der Weltwirtschaft in den
achtziger Jahren zu meistern? Nach dem Zweiten
Weltkrieg wurde unter Führung der USA eine in-
ternationale Handels- und Währungsordnung ge-
schaffen, deren Ziel es war, einen möglichst unbe-
hinderten Wirtschaftsaustausch zwischen den
Staaten zu gewährleisten. Der Zusammenbruch
des internationalen Wirtschaftssystems in den
dreißiger Jahren hatte verhängnisvolle wirtschaft-
liche und politische Folgen gehabt. Um eine Wie-
derholung solcher Entwicklungen zu vermeiden,
kam es 1945 darauf an, verbindliche Regeln für
die Handels- und Währungsbeziehungen festzule-
gen, die allen Staaten eine vorteilhafte Zusam-
menarbeit versprachen. Grundlage hierfür waren
das Währungsabkommen von Bretton Woods von 
1944 und das Allgemeine Zoll- und Handels-
abkommen (GATT) von 1947.
Ganz im Sinne ihrer Zielsetzung hat die internatio-
nale Wirtschaftsordnung der Nachkriegszeit die
wirtschaftliche Verflechtung zwischen den Volks-
wirtschaften erheblich ansteigen lassen. Wir sind es
heute gewohnt, unseren täglichen Bedarf mit Wa-
ren aus aller Welt zu decken. Umgekehrt hängt die
Sicherheit vieler Arbeitsplätze von unseren eigenen
Exporten ab. Multinationale Unternehmen haben
ein weltweites Produktions- und Vertriebssystem
aufgebaut. Internationale Finanzgeschäfte können
dank moderner Kommunikationstechniken in kür-
zester Zeit abgewickelt werden. So verwundert es
nicht, daß das wirtschaftliche Wohlergehen jedes
einzelnen nicht zuletzt auch davon abhängt, was in
anderen Ländern passiert.
Durch die wirtschaftliche Interdependenz entste-
hen also neue Probleme: Auf der einen Seite kann
keine Regierung mehr eine unabhängige Wirt-
schaftspolitik verfolgen; auf der anderen Seite
sind aber gleichzeitig die innenpolitischen Anfor-
derungen, die an die nationale Wirtschaftspolitik
gestellt werden, größer geworden. So werden z. B.
von den Regierungen Maßnahmen zum Schutz
von Arbeitsplätzen erwartet, die oftmals gegen die 
Regeln eines offenen Welthandelssystems ver-
stoßen. Solche und ähnliche Konflikte zwischen
innenpolitischen Prioritäten und außenwirt-
schaftlichen Prinzipien werden in den siebziger
und achtziger Jahren immer häufiger zu Lasten
des internationalen Systems entschieden.
Dadurch kommt es zu einer langsamen Erosion
der Regeln, die die Wirtschaftsordnung nach 1945

getragen haben. Nach dem Ende der Währungs-
ordnung von Bretton Woods Anfang der siebziger
Jahre befindet sich das GATT ebenfalls in einer
Krise. Den seit 1975 jährlich stattfindenden Welt-
wirtschaftsgipfeln der großen Industrieländer,
von denen ein Beitrag zu einer größeren weltwirt-
schaftlichen Stabilität erwartet wird, ist es bisher
nicht gelungen, den Verlust an ordnungspoliti-
schen Regeln durch eine engere wirtschaftspoli-
tische Kooperation wettzumachen. Die Länder
der Dritten Welt machen geltend, daß ihre Inter-
essen im internationalen Wirtschaftssystem nicht
genügend berücksichtigt werden. Spätestens die
drohende Zahlungsunfähigkeit einiger hochver-
schuldeter Entwicklungsländer und Befürchtun-
gen, daß es in diesem Zusammenhang — wie in
den dreißiger Jahren — zu krisenhaften Ketten-
reaktionen im internationalen Finanzsystem kom-
men könnte, haben deutlich gemacht, daß in den
wirtschaftlichen Nord-Süd-Beziehungen eine
wechselseitige Abhängigkeit besteht. Mit den
Worten der Erklärung des Weltwirtschaftsgipfels
von Tokio 1986 über gemeinsame politische Ziel-
setzungen gesprochen, werden auch die Industrie-
länder „ohne Stabilität und Wohlstand in den
Entwicklungsländern und ohne eine diesen Zielen
dienende Zusammenarbeit Stabilität und Wohl-
stand nicht auf Dauer bewahren können“ ).1

Dies alles erklärt den hohen politischen Stellen-
wert, der der internationalen Wirtschaftspolitik
heute beigemessen wird. In Bewegung gekommen
ist die Diskussion über Fragen der internationalen
Wirtschaftsordnung nicht zuletzt dadurch, daß
sich die amerikanische Politik in der zweiten
Amtszeit Präsident Reagans wieder stärker als zu-
vor diesen Problemen zugewandt hat. Der Bonner
Weltwirtschaftsgipfel im Mai 1985 stand im Zei-
chen der Bestrebungen, eine neue Runde von 
Handelsvereinbarungen im Rahmen des GATT
zustande zu bringen; inzwischen sind die Vorbe-
reitungsarbeiten dazu in Gang gekommen. Im
September 1986 soll die GATT-Ministerkonfe-
renz in Punta del Este, Uruguay, über die Emp-
fehlungen des Vorbereitungsausschusses entschei-
den.
Auf der Jahrestagung des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) und der Weltbank in Seoul im
vergangenen Herbst stellte der amerikanische Fi-



nanzminister den nach ihm benannten Baker-
Plan vor. der den Entwicklungsländern einen
Weg zur Überwindung ihrer Verschuldungskrisen
weisen soll. In den Währungsbeziehungen wird
eine größere Stabilität der Wechselkurse ange-
strebt. Dies soll insbesondere durch eine stärkere
wirtschaftspolitische Koordinierung zwischen
den Hauptwährungsländern erreicht werden —
eine Forderung, die nicht zuletzt den Weltwirt-

schaftsgipfel von Tokio im Mai 1986 beschäftigt
hat.

Was ist von diesen Initiativen zu erwarten? Ein 
Rückblick auf die Entwicklung der internationa-
len Handels- und Währungsbeziehungen seit 1945
kann gewisse Anhaltspunkte für die Beurteilung
der aktuellen Probleme der internationalen Wirt-
schaftspolitik geben.

II. Die internationale Wirtschaftsordnung nach 1945

1. Allgemeine Zielsetzungen
Mit dem Währungsabkommen von Bretton
Woods von 1944 und dem Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommen (General Agreement on Ta-
riffs and Trade, kurz GATT genannt) von 1947
wurde unter Führung der USA zum ersten Mal in
der Geschichte der Versuch unternommen, der
Weltwirtschaft auf der Basis multilateraler Ver-
einbarungen eine neue Ordnung zu geben. Die
Grundsätze für eine Weltwirtschaftsordnung der
Nachkriegszeit, für alle Staaten — Sieger und Be-
siegte — einen gleichberechtigten Zugang zu ei-
nem freien Handelsaustausch und eine gerechte
Verteilung der Ressourcen zu gewährleisten, wa-
ren bereits im August 1941 (vor Kriegseintritt der
USA) von US-Präsident Roosevelt und dem briti-
schen Premierminister Churchill in der Atlantic
Charta festgelegt worden2).
Der Abbau von Handelsschranken sollte sicher-
steilen, daß jedes Gut dort produziert wird, wo
dies mit den geringsten Kosten möglich ist, und so
zu einer allgemeinen Steigerung des Wohlstandes
beitragen. Der internationale Handelsaustausch
sollte den wirtschaftlichen Wiederaufbau unter-
stützen und gemeinsame Interessen entstehen las-
sen, so daß militärische Konflikte weniger wahr-
scheinlich werden würden. Ein Währungssystem
mit festen Wechselkursen sollte den Unternehmen
eine verläßliche Kalkulationsbasis im Außenhan-
del bieten, gleichzeitig aber auch einen indirekten
Zwang auf die Regierungen ausüben, ihre Wirt-
schaftspolitiken zu koordinieren.
Von entscheidender Bedeutung für das Zustande-
kommen dieser Weltwirtschaftsordnung war es,
daß die USA — anders als nach dem Ersten Welt-
krieg — diesmal die wirtschaftliche und politische
Führungsrolle übernommen hatten. Durch die
Öffnung des amerikanischen Marktes und den
Dollar-Goldstandard als Basis internationaler
währungspolitischer Stabilität wurde eine Teil-

nähme an diesem System für andere Länder at-
traktiv. Die amerikanische Marshallplanhilfe, die
für die Empfänger mit der Forderung nach einer
außenwirtschaftlichen Liberalisierung einherging,
erleichterte gleichzeitig den vom Krieg zerstörten
europäischen Ländern die Teilnahme an einem
offenen Weltwirtschaftssystem.

2. Das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen
Das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen
(GATT) wurde im Oktober 1947 von 23 Staaten
unterzeichnet; das GATT ist mit nunmehr
92 Vollmitgliedern die auch heute noch geltende
internationale Handelsordnung. Um der wach-
senden Zahl von Mitgliedern aus der Dritten Welt
Rechnung zu tragen, wurde der GATT-Vertrag
1966 um das Kapitel „Handel und Entwicklung“
ergänzt, in dem die Sonderprobleme der Entwick-
lungsländer im Welthandel grundsätzlich aner-
kannt werden.
Zu den wichtigsten Regeln des GATT gehören das
Prinzip der Meistbegünstigung und das Verbot
von mengenmäßigen Handelsbeschränkungen
und anderen Formen der Diskriminierung zwi-
schen inländischen und ausländischen Produkten,
mit Ausnahme von Zöllen. Dadurch sollten Han-
delsschranken überschaubar werden. Im Rahmen
von bis jetzt sieben Verhandlungsrunden wurde
außerdem ein Abbau der Zollschranken auf eine
durchschnittliche Zollbelastung von 4% erreicht.
Nach dem Prinzip der Meistbegünstigung müssen
Handelsvorteile, die ein Land einem anderen ge-
währt, zugleich allen übrigen GATT-Vertragspar-
teien zugestanden werden. Diese Regel soll ver-
hindern, daß Handelsbeziehungen als Instrument
politischer Machtausübung genutzt werden und
so vor allem kleinere Länder vor einem Macht-
mißbrauch schützen. Für den Fall, daß sich Staa-
ten zu einer Zollunion, wie z. B. die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft, oder einer Freihandels-
zone zusammenschließen, findet das Prinzip der
Meistbegünstigung gegenüber dritten Ländern al-
lerdings keine Anwendung. Eine weitere Aus-
nahme bilden Handelspräferenzen, die von Indu-
strieländern zugunsten von Entwicklungsländern



eingeführt werden. Kritiker des GATT weisen
darauf hin, daß dadurch ein großer Teil des inter-
nationalen Handelsaustausches vom Prinzip der
Meistbegünstigung ausgespart bleibt.
Das Verbot mengenmäßiger Importbeschränkun-
gen läßt ebenfalls Ausnahmen zu, insbesondere
im Handel mit landwirtschaftlichen Produkten.
Länder, die in Zahlungsbilanzschwierigkeiten ge-
raten sind, können vorübergehend Importbe-
schränkungen einführen. Mit dem weitgehenden
Abbau von Zöllen sind alle möglichen Formen
nicht-tarifärer Handelshemmnisse gewichtiger ge-
worden, wie z. B. technische Normen, Zulas-
sungsbeschränkungen, Gesundheitsschutzbestim-
mungen, Verfahren bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge etc. Hier auch nur annähernd eine
Gleichbehandlung zwischen inländischen Pro-
dukten und Importen herzustellen, ist dem GATT
bis heute nicht gelungen.

3. Die Währungsordnung von Bretton Woods

Der Aufbau einer offenen Weltwirtschaft wurde
durch ein Währungssystem unterstützt, das die
Austauschbarkeit (Konvertibilität) verschiedener
nationaler Währungen zu einem festen Wechsel-
kurs garantierte. Der Wert jeder einzelnen Wäh-
rung war gegenüber dem Dollar festgelegt. Für die
D-Mark galt z. B. von März 1961 bis Oktober 1969
ein Austauschverhältnis von 4,— DM = 1 US-
Dollar. Die Wertstabilität des Dollars sollte durch
einen festen Goldpreis (35 $ = 1 Feinunze Gold)
gesichert werden (Dollar-Goldstandard). Die
amerikanische Notenbank war verpflichtet,
Dollarguthaben des Auslandes jederzeit zu die-
sem Kurs in Gold umzuwechseln (Dollar-Gold-
konvertibilität). Der Dollar übernahm damit, ähn-
lich wie das Pfund Sterling vor dem Ersten Welt-
krieg, die Funktion einer internationalen Leit-
währung.

a) Feste Wechselkurse und nationale Wirtschafts-
politik

Der Bestand eines Systems fester Wechselkurse
hängt davon ab, daß die nationalen Regierungen
eine Wirtschaftspolitik verfolgen, die auf mittlere
Sicht eine ausgeglichene Zahlungsbilanz gewähr-
leistet. Das bedeutet, daß der Handlungsspiel-
raum für die nationale Konjunkturpolitik unter
Umständen erheblich eingeschränkt ist. Länder
mit Zahlungsbilanzdefiziten müssen z. B. die
Nachfrage im Inland begrenzen und die Infla-
tionsrate senken, um auf dem Weltmarkt wieder
wettbewerbsfähig zu werden, und meist höhere
Zinssätze in Kauf nehmen, um per Saldo einen
Kapitalzufluß aus dem Ausland zu erreichen. Der
Zwang zu einer Politik des Zahlungsbilanzaus-
gleichs wurde allerdings dadurch abgeschwächt,
daß zum einen bei fundamentalen Ungleichge-
wichten der Zahlungsbilanz Änderungen der
Währungsparitäten (d. h. Abwertungen oder Auf-

wertungen) möglich blieben, und daß außerdem
im Rahmen des Internationalen Währungsfonds
(IWF) Kredite zur Finanzierung von Zahlungsbi-
lanzdefiziten zur Verfügung standen. Das Bret-
ton-Woods-System war in gewisser Weise der Ver-
such, die Stabilität des Goldstandards mit der Fle-
xibilität des heute geltenden Regimes floatender
Wechselkurse zu vereinbaren.
Die Kreditgewährung des IWF sollte grundsätz-
lich mit der Auflage an die betreffenden Länder
verbunden sein, ihre Wirtschaftspolitik zu ändern.
Tatsächlich kam es allerdings im Laufe der Jahre
zu einer starken Ausweitung der Kreditmöglich-
keiten, so daß an sich notwendige wirtschaftspoli-
tische Kurskorrekturen häufig unterblieben. Auch
die an sich vorgesehenen Paritätsanpassungen
fanden nur selten und meist erst dann statt, wenn
krisenhafte Entwicklungen auf den Devisenmärk-
ten einen solchen Schritt unvermeidlich werden
ließen. Die mangelnde Bereitschaft, die Regeln
eines Festkurssystems zu beachten, besiegelte das
Scheitern der Währungsordnung fester Wechsel-
kurse Anfang der siebziger Jahre.

b) Die Überforderung des Dollars

Die USA waren nicht in der Lage, die Stabilität
des Bretton-Woods-Systems auf Dauer zu ge-
währleisten. Bereits in den sechziger Jahren ka-
men Zweifel auf, ob die USA die eingegangene
Verpflichtung einer Dollar-Goldkonvertibilität
würden einhalten können. Ab 1960 überstiegen
die Dollarguthaben des Auslandes die amerikani-
schen Goldbestände in Fort Knox. In den Ver-
handlungen, die dem Währungsabkommen von 
Bretton Woods vorausgingen, hatte der britische
Nationalökonom und Verhandlungsführer, John
Maynard Keynes, die größte Gefahr für die Wäh-
rungsordnung der Nachkriegszeit darin gesehen,
daß zu wenig Dollar verfügbar sein würden, um
den Bedarf der Weltwirtschaft an diesem begehr-
ten internationalen Zahlungsmittel zu decken.
Das Gegenteil trat ein: Amerikanische Wirt-
schafts- und Militärhilfe, Truppenstationierungen
im Ausland, ausländische Investitionen amerika-
nischer Firmen und der Tourismus sorgten dafür,
daß aus der befürchteten Dollarlücke ein Dollar-
überfluß wurde. Den USA gelang es in diesen
Jahren nicht, selber einen Ausgleich der Zah-
lungsbilanz zu erreichen und so das Vertrauen in
den Dollar als internationale Leitwährung zu
rechtfertigen. Ab 1968 galt die Dollar-Goldkon-
vertibilität nur noch für Transaktionen von Wäh-
rungsbehörden, bis sie im August 1971 durch US-
Präsident Nixon ganz aufgekündigt wurde3).
Mit diesem Schritt versuchten die USA zugleich,
eine Abwertung des Dollars gegenüber allen an-
deren Währungen durchzusetzen, um so die Wett-
bewerbsfähigkeit der amerikanischen Industrie



gegenüber dem Ausland wiederherzustellen.
Alarmzeichen war die amerikanische Handels-
bilanz, die 1971 zum ersten Mal in diesem Jahr-
hundert mit einem Defizit abschloß. Nach einer
vorübergehenden Freigabe der Wechselkurse
wurden im Dezember 1971 zunächst neue Fest-
kurse mit einem abgewerteten Dollar vereinbart,
bis nach weiteren Währungskrisen im März 1973
das Bretton-Woods-System fester Wechselkurse
endgültig aufgegeben wurde. Seitdem bestehen
zwischen den Hauptwährungen des internationa-
len Systems floatende Wechselkurse.

c) Managed Floating
Bestrebungen Anfang der siebziger Jahre, eine
Reform des Weltwährungssystems in Gang zu
bringen, mißlangen ). In der im Rahmen des IWF
arbeitenden Zwanziger-Gruppe, der Vertreter von
Industrie- und Entwicklungsländern angehörten,
wurden Vorschläge unterbreitet, wie eine Ablö

4

-
sung des Dollars durch das vom IWF geschaffene
Sonderziehungsrecht (SDR) und eine größere
währungspolitische Disziplin von Überschuß-
und Defizitländern zu erreichen sei. Dadurch soll-
ten die Schwachstellen des Bretton-Woods-Sy-

stems behoben und eine Rückkehr zu festen
Wechselkursen möglich werden. Sehr bald wurde
jedoch offensichtlich, daß die Regierungen nicht
bereit waren, die Beschränkungen, die ein System
fester Wechselkurse für die nationale Wirtschafts-
politik beinhaltet, erneut zu akzeptieren. Hinzu
kam, daß als Folge der ersten Ölpreiserhöhung im
Herbst 1973 erhebliche Verschiebungen in den in-
ternationalen Wirtschaftsbeziehungen auftraten,
die man nur mit einer Beibehaltung floatender
Wechselkurse bewältigen zu können glaubte. So
kam es 1978 lediglich zu Anpassungen der IWF-
Bestimmungen an die faktische Entwicklung.
Diese betrafen u. a. die Verwendung der Goldbe-
stände des IWF, nachdem das Gold seine wäh-
rungspolitischen Funktionen verloren hatte, die
Bewertung des Sonderziehungsrechtes nach Maß-
gabe eines Währungskorbes der wichtigsten Wäh-
rungen und die Wechselkursbestimmungen. Den
Mitgliedsländern des IWF steht es nunmehr frei,
ihre Währungen floaten zu lassen, an den Kurs
einer anderen (meist größeren) Währung oder an
einen Korb verschiedener Währungen zu binden
oder aber mit einer Gruppe von Währungen ein
Festkurssystem zu bilden, wie z. B. das Europäi-
sche Währungssystem.

III. Die Entwicklung einer interdependenten Weltwirtschaft

1. Wirtschaftliche Expansion
in den sechziger Jahren

Die Jahre bis 1973 können im nachhinein als die
goldenen Jahre der Weltwirtschaft bezeichnet
werden. Wirtschaftliches Wachstum und interna-
tionaler Handelsaustausch begünstigten sich
wechselseitig. Zwischen 1950 und 1973 erzeugte
jedes Wachstum des Welteinkommens um 1 %
eine Steigerung des Welthandels um 1,6%4). Vor
allem in den Expansionsjahren 1963 bis 1973
nahm das Welthandelsvolumen mit durchschnitt-
lich 9% pro Jahr deutlich schneller zu als die
Weltgüterproduktion mit jährlich 6%. Der Han-
del mit Industriegütern stieg sogar um durch-
schnittlich 11,5 %6).

f
Der Handel zwischen den westlichen Industrie-
ländern erlebte durch die Öffnung der Märkte ei-
nen besonders starken Aufschwung. 1973 wurde
etwa die Hälfte aller Weltexporte zwischen diesen
Ländern abgewickelt (Tabelle 1). Ein besonderes
Merkmal dieses Handelsaustausches liegt darin,
daß in etwa gleichartige Produkte exportiert und

importiert werden. So importiert z. B. Europa Au-
tos aus den USA, setzt aber zugleich auch einen
Teil seiner eigenen Autoproduktion in den USA
ab (Intraindustriehandel). Eine gegenseitige
Durchdringung der Märkte bietet in jedem Land
dem Verbraucher eine größere Vielfalt des Ange-
botes und den Unternehmen einen breiteren Ab-
satzmarkt. Hiervon zu unterscheiden ist der soge-
nannte Interindustriehandel, d. h. der Austausch
von Produkten unterschiedlicher Produktionsstu-
fen, der im Nord-Süd-Handel vorherrschend ist
— z. B. arbeitsintensive Produkte gegen Produkte,



die mit einem hohen Aufwand an Kapital und
Technologie hergestellt werden. Dieser Handel
wirft wesentlich größere Probleme auf, da er mit
einer Verlagerung von Industriestandorten und
einem Zwang zur Strukturanpassung in alten In-
dustrieländern einhergeht.
Mit dem Wiederaufbau in Europa und der Grün-
dung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
traten für die USA neue Konkurrenten auf. Be-
fürchtungen auf amerikanischer Seite, vom Ge-
meinsamen Markt der Europäer ausgeschlossen
zu bleiben, wurden 1963 zum Anstoß für die wohl
erfolgreichste Zollsenkungsrunde im GATT, die
sogenannte Kennedy-Runde, die 1967 mit einer
Senkung der durchschnittlichen Zollbelastungen
für Industriegüter auf 10% abschloß.
Japan, seit 1955 GATT-Mitglied, stieg in den
sechziger Jahren in den Kreis der westlichen In-
dustrieländer auf und war schon 1973 nach der
Bundesrepublik der drittgrößte Weltexporteur.
Die Exporterfolge Japans ließen erstmals die
Strukturanpassungsprobleme im Handel zwi-
schen alten und neuen Industrieländern spürbar
werden, die dann in den siebziger und achtziger
Jahren immer häufiger zu Verstößen gegen das
Prinzip eines freien Welthandels führten. In den
sechziger Jahren sorgte noch ein günstiges wirt-
schaftliches Wachstum dafür, daß diese Probleme
gegenüber den Vorteilen einer offenen Weltwirt-
schaft zurücktraten (Tabelle 2).

2. Die weltwirtschaftliche Entwicklung seit 1973
Das Jahr 1973 stellt eine Zäsur in der Entwicklung
der Weltwirtschaft dar. Einschneidende Ereig-
nisse sind der Übergang zu floatenden Wechsel-
kursen im März und die erste Vervielfachung der
Ölpreise im Herbst 1973. Die nun folgende Epo-
che ist gekennzeichnet durch einen Verlust an
währungspolitischer Stabilität, ein geringeres
Wirtschaftswachstum sowie ein ebenfalls lang-
sameres Wachstum des Welthandels.
Die GATT-Verhandlungen von 1973 bis 1979 er-
brachten zwar noch eine weitere Senkung der
Zölle auf durchschnittlich 4 %, konnten aber nicht
verhindern, daß andere Formen von Handelsbe-
schränkungen seitdem stärkere Anwendung fin-
den.

Die Relation zwischen der Entwicklung von Welt-
einkommen und Welthandel ist ungünstiger ge-
worden: Mit jeder Steigerung des Welteinkom-
mens um 1 % nimmt der Welthandel zwischen
1973 und 1984 nur noch um 1,1 % zu7), was nicht
zuletzt eine Folge neuer protektionistischer Ten-
denzen und restriktiver Handelspraktiken in allen
Ländern sein dürfte. Von 1973 bis 1983 wuchs die
Weltgüterproduktion nur noch durchschnittlich
um 2% pro Jahr, das Welthandelsvolumen um
3 % und der Handel mit Industriegütern um 4,5 %.
Erst 1984 wurde mit einer Zunahme der Weltgü-
terproduktion um 5,5 %, des Welthandelsvolu-
mens um % und9 des Handels mit Industriegü-
tern um 12% wieder ein mit der Zeit vor 1973
vergleichbar günstiges Ergebnis erzielt8).

3. Neue Akteure

Auch wenn der internationale Handel 1984 nach
wie vor von den Industrieländern dominiert wird,
so haben doch Länder der Dritten Welt in den
Jahren ab 1973 an Bedeutung gewonnen. Hierzu
gehören die erdölexportierenden Länder (OPEC),
deren Anteil am Weltexport im Zuge des Ölpreis-
anstieges 1980 mit 15% einen vorläufigen Höhe-
punkt erreichte und danach bei sinkenden Ölprei-
sen 1985 auf 9% zurückfiel. Hohe Öleinnahmen
machten die OPEC-Staaten zugleich zu einem
wichtigen Absatzmarkt der Industrieländer9).
Langsamer vollzog sich der Aufstieg einer ande-
ren Gruppe von Entwicklungsländern in die
Weltwirtschaft, die als neue Industrieländer
(NICS) ) in Konkurrenz zu den alten Industrien
in Europa und den USA getreten sind. Vor allem
arbeitsintensive Produktionszweige wurden in
den siebziger Jahren in Länder der Dritten Welt
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verlagert, um die Vorteile niedriger Lohnkosten
zu nutzen. Die Exporteure von Industriegütern
unter den Entwicklungsländern haben 1983 schon
einen Weltmarktanteil von 6,8 % erreicht, der
auch weiterhin ansteigen dürfte. Besonders erfolg-
reich waren die industriellen Schwellenländer in
Süd- und Südostasien. Diese Wachstumsregion
deckte 1983 8,8 % des Weltexports und nahm
9,1 % der Weltimporte auf. Demgegenüber konn-
ten die Länder mit den niedrigsten Pro-Kopf-Ein-
kommen ihre Position im Welthandel nicht ver-
bessern (Tabelle 3).
Die Liste der 20 führenden Exporteure, die zu-
sammen etwa drei Viertel der Weltexporte bestrei-
ten, hat sich 1984 gegenüber 1973 entscheidend
geändert. Die fünf größten Industrieländer haben
mit Ausnahme von Japan Exportmärkte verloren.
Sechs Länder sind neu in diesen Kreis aufgestie-
gen, darunter Taiwan, Südkorea, Hongkong und
Singapur. Diese vier führen nicht nur die traditio-
nellen Güter des Südens aus, sondern konnten



z. B. seit 1979 ihre Elektronik-Exporte um ein
Drittel steigern (Tabelle 4).

Der pazifische Raum gilt heute als Zentrum wirt-
schaftlicher Dynamik. Dies äußert sich auch in
der Entwicklung der Handelsströme. Noch 1963
ging über 19 % des Welthandels über den Atlantik.
Der Handelsaustausch zwischen Nordamerika
und Westeuropa betrug fast 10%, der zwischen
Nordamerika und Japan dagegen nur 2,4% des
Welthandels. 1984 hat der Transpazifik-Handel
den Transatlantik-Handel leicht überflügelt. Der

Handel zwischen Nordamerika und den asiati-
schen Anrainern des Pazifiks sowie Australien
und Neuseeland ist auf 9,7% (1963: 5,1 %) des
Welthandels angestiegen. Demgegenüber fiel der
Handelsaustausch zwischen Nordamerika und
Westeuropa auf 7,5 % des Welthandels.

IV. Steuerungsprobleme der siebziger und achtziger Jahre

1. Die Vervielfachung der ölpreise
Als die arabischen Förderländer im Oktober 1973
im Zusammenhang mit dem Yom Kippur-Krieg
ihre Ölförderungen drosselten und den Ölpreis
heraufsetzten, ging für die Verbraucherländer
eine Phase niedriger Energiekosten zu Ende. Der
offizielle Listenpreis für ein Barrel saudiarabi-
schen Rohöls vervierfachte sich von Oktober bis 
Dezember 1973 von 3 US-Dollar auf 12 US-Dol-
lar. Produktionsausfälle nach dem Umsturz im
Iran lösten im Dezember 1978 einen neuen An-
stieg des offiziellen Ölpreises von 13 US-Dollar
auf 32 US-Dollarje Barrel im Dezember 1980 aus
(also das Zehnfache gegenüber 1973).
Der weltweite Konjunktureinbruch und Einspa-
rungen im Energieverbrauch sorgten in den fol-
genden Jahren dafür, daß die Nachfrage nach
Rohöl zurückging und die Ölpreise an den Spot-
Märkten unter Druck gerieten. Die in der OPEC
organisierten Förderländer versuchten zunächst,
den offiziellen Ölpreis zu verteidigen, indem ins-
besondere Saudiarabien seine Förderung erheb-
lich drosselte. Der im Herbst 1985 einsetzende

Preisverfall ließ die Rohölpreise im Frühjahr 1986
wieder auf das Niveau der Jahre vor dem zweiten
Ölpreisschock zurücksinken.

a) Anpassung an höhere Ölpreise

Die Vervielfachung der Ölpreise in den siebziger
Jahren hatte verschiedene Konsequenzen. Beide
Male fiel der Ölpreisansteig in eine Phase des be-
ginnenden Konjunkturabschwungs, der durch die
Belastungen höherer Energiepreise noch verstärkt
wurde. Das wirtschaftliche Wachstum fiel in den
großen Industrieländern wesentlich niedriger aus
als im Durchschnitt der vorhergehenden Jahre.
Gleichzeitig beschleunigte sich der Inflationsauf-
trieb in den Verbraucherländern.

Die Verbraucherländer reagierten auf den ersten
Ölpreisschock in unterschiedlicher Weise: Wäh-
rend einige Länder ihre Antiinflationspolitik ver-
schärften, versuchten andere zunächst, der wirt-
schaftlichen Rezession durch eine expansive
Geldpolitik zur Stärkung der Nachfrage im In-
land entgegenzuwirken mit der Folge, daß der



Preisanstieg in diesen Ländern wesentlich stärker
ausfiel. Dagegen schlugen nach dem zweiten Öl-
preisschock alle Länder einen Antiinflationskurs
ein. Die Rückführung der z. T. zweistelligen Infla-
tionsraten auf das niedrige Niveau von 1985 war
allerdings mit einer mehrjährigen weltwirtschaft-
lichen Rezession und hohen Zinsen verbunden.
Der Anstieg der Ölpreise brachte den Erdölex-
portländern erhebliche Überschußeinnahmen,
während alle Ölverbraucherländer Defizite in den
Leistungsbilanzen hinnehmen mußten (Tabelle 5).

zeß war, die starke Zunahme internationaler Fi-
nanzgeschäfte, die sich weitgehend der Kontrolle
der Währungsbehörden und Regierungen entzie-
hen, wirft neue Steuerungsprobleme auf. Die Risi-
ken, die hier entstanden sind, wurden bereits
deutlich, als mit der drohenden Zahlungsunfähig-
keit einiger Länder der Dritten Welt Befürchtun-
gen laut wurden, daß sich die Finanzkrise der
dreißiger Jahre wiederholen könnte.
Reichliche Kredite flossen insbesondere auch in
Entwicklungsländer, die so ihre Leistungsbilanz-

Für die Verbraucherländer entstand dadurch das
Problem, entweder Leistungsbilanzdefizite durch
höhere Exporte und eine Drosselung der Importe
abzubauen oder aber durch eine Kreditaufnahme
im Ausland zu finanzieren. Wenn auch die Ent-
wicklung in den einzelnen Ländern unterschied-
lich verlief, so gelang es den Industrieländern als
Gruppe doch relativ bald wieder, Leistungsbi-
lanzüberschüsse zu erwirtschaften. Dies war zum
Teil das Ergebnis sinkender Importe als Folge der
wirtschaftlichen Stagnation. Zugleich konnten
diese Länder aber auch davon profitieren, daß die
Ölexporteure ihren neuen Reichtum für ehrgei-
zige Industrialisierungsprojekte verwendeten und
dafür die Hilfe amerikanischer, japanischer und
westeuropäischer Unternehmen benötigten. Wäh-
rend die Industrieländer ihre Exporte in die Öl-
förderländer erheblich steigern konnten, hatten
die Länder der Dritten Welt wenig anzubieten, so
daß die Leistungsbilanzdefizite letztlich bei ihnen
hängen blieben.

b) Recycling der Petrodollar
Die Finanzierung der Leistungsbilanzdefizite ver-
lief zunächst scheinbar reibungslos. Die Ölförder-
länder legten ihre Einnahmeüberschüsse vorzugs-
weise im westlichen Bankensystem an. Die Ban-
ken übernahmen das sogenannte Recycling der
Petrodollar, indem sie den Kreditbedarf der Defi-
zitländer befriedigten. Der Eurodollarmarkt er-
fuhr in den siebziger Jahren eine erhebliche Aus-
dehnung. Die Forderungen und Verbindlichkei-
ten der im internationalen Geschäft tätigen Ban-
ken haben sich allein von Dezember 1975 bis De-
zember 1980 in etwa verdreifacht11). So erwünscht
die Vermittlerrolle der Banken im Recyclingpro-

defizite zunächst relativ leicht finanzieren konn-
ten, sich zugleich aber immer stärker bei interna-
tionalen Banken verschuldeten. Die Verschul-
dungskrisen der achtziger Jahre sind aus dieser
Sicht auch eine Spätfolge der Ölpreissteigerungen
und des Petrodollar-Recycling. Der Rückgang der
Ölpreise bringt zwar den Entwicklungsländern,
die über kein Öl verfügen, eine Entlastung, ver-
schärft zugleich aber die Verschuldungssituation
für die z. T. ebenfalls hochverschuldeten Ölex-
portländer, und hier vor allem für die bevölke-
rungsstarken Länder mit einem hohen Finanzie-
rungsbedarf (wie z. B. Mexiko).

2. Fehlende Währungsstabilität

a) Abwertungen und Inflation

Nach der Freigabe der Wechselkurse 1973 waren
die Währungsbehörden nicht mehr verpflichtet,
ein bestimmtes Austauschverhältnis zwischen der
eigenen Währung und dem Dollar (feste Wäh-
rungsparitäten) aufrechtzuerhalten. Damit entfiel
auch der unmittelbare Zwang zu einer Wirt-
schaftspolitik, die einen Ausgleich der Zahlungs-
bilanz gewährleistet. Floatende Wechselkurse
schienen den einzelnen Ländern mehr Spielraum
zu geben, um nationale Preisstabilitäts- und Be-
schäftigungsziele zu verfolgen und den Ölpreis-
schock auf ihre Weise zu bewältigen. Die Ver-
nachlässigung des außenwirtschaftlichen Gleich-
gewichts hatte allerdings die Konsequenz, daß
einzelne Währungen erheblich auf- oder abgewer-
tet wurden.



Für die deutsche Währungspolitik, die in den
sechziger Jahren unter den Bedingungen fester
Wechselkurse ständig mit den Problemen einer
importierten Inflation zu kämpfen hatte, bestand
nun die Möglichkeit, die eigene Preisstabilitätspo-
litik durch DM-Aufwertungen nach außen abzusi-
chern. Länder mit höheren Inflationsraten muß-
ten Abwertungen hinnehmen. Da dadurch für
diese Länder Importe teurer wurden — und insbe-
sondere die Ölpreise noch stärker anstiegen —,
beschleunigte sich der Inflationsprozeß im In-
land, was weitere Abwertungen zur Folge hatte.
So verwundert es nicht, daß die Inflationsunter-
schiede zwischen den einzelnen Ländern in den
siebziger Jahren wesentlich größer waren als zu-
vor. Gleichzeitig gelang es den abwertenden Län-
dern kaum, die Beschäftigungssituation im Inland
zu verbessern.

Diese Erfahrung hat dazu beigetragen, daß etwa
ab 1978 in den meisten Industrieländern die Be-
kämpfung der Inflation zu einem vorrangigen
Ziel der Wirtschafts- und Währungspolitik gewor-
den ist. Nach dem zweiten Ölpreisschub waren
alle Länder bestrebt, Abwertungen möglichst zu
vermeiden, da dies die Ölrechnung zusätzlich ver-
teuert hätte. Dem Wunsch nach einer größeren
Stabilität der Wechselkurse entsprechend, schlos-
sen sich die Länder der Europäischen Gemein-
schaft 1979 zu einem Währungssystem fester
Wechselkurse zusammen, dem Europäischen
Währungssystem.

b) Auswirkungen der Dollarkursentwicklung

Die Errichtung des Europäischen Währungssy-
stems wurde 1978 nicht zuletzt in dem Bestreben
beschlossen, die Länder Westeuropas vor starken
Veränderungen des Dollarkurses zu schützen. Der
Handel innerhalb des Gemeinsamen Marktes
sollte wieder unter den Bedingungen fester Wech-
selkurse abgewickelt werden. Der Dollar stand in
den Jahren 1977—1979 unter einem starken Ab-
wertungsdruck und erreichte mit 1 $=1,71 DM
im Januar 1980 seinen bislang tiefsten Punkt. Der
Wertverlust des Dollars trug dazu bei, daß die
D-Mark, der Yen und der Schweizer Franken in
zunehmendem Maße als internationale Anlage-
und Reservewährung verwendet wurden. Durch
internationale Kapitalumschichtungen kam es zu
einer starken Überbewertung der genannten Wäh-
rungen und zu einer Unterbewertung des Dollars.
Während ausländische Unternehmen um die
Wettbewerbsfähigkeit ihrer Exporte in die USA
fürchten mußten, war für die amerikanische Re-
gierung die Dollar-Abwertung zunächst noch ein
willkommenes Mittel der Exportförderung. Erst
als deutlich wurde, daß die anhaltende Abwer-
tung des Dollars die Inflation im Inland beschleu-
nigte und dem internationalen Ansehen der USA
erheblichen Schaden zufügte — die OPEC signali-
sierte z. B., daß sie den Ölpreis künftig nicht mehr
auf Dollarbasis festlegen würde —, ergriffen die

USA ihrerseits ab November 1978 Maßnahmen,
um den Dollarkurs zu stabilisieren ).12

Die Wende des Dollarkurses setzte im Februar
1980 ein. Im Herbst 1979 hatte die amerikanische
Zentralbank einen restriktiven geldpolitischen
Kurs eingeschlagen, woraufhin die Zinssätze in
den USA stark anstiegen, so daß ein Kapitalzu-
strom in die USA einsetzte. Nach der Wahl Präsi-
dent Reagans verstärkte sich dieser Aufwertungs-
trend des Dollars. Die Regierung senkte die Steu-
ern, um die private Wirtschaftstätigkeit zu bele-
ben. Da jedoch die Staatsausgaben nicht in ent-
sprechender Weise gekürzt werden konnten und
die Verteidigungsausgaben sogar erhöht wurden,
wuchs das amerikanische Budgetdefizit auf eine
Größenordnung von 200 Mrd. Dollar an. Da zu-
gleich die amerikanische Geldpolitik restriktiv
blieb, um die Inflation zu bekämpfen, führte die
wachsende Kreditnachfrage des Staates zu einem
weiteren Zinsanstieg in den USA.

c) Dollarüberbewertung und hohe Zinsen
Diese Entwicklung hatte verschiedene Konse-
quenzen für die internationalen Wirtschaftsbezie-
hungen. Zunächst setzte ein starker Kapitalabfluß
aus allen übrigen Ländern in die USA ein, so daß
der Dollarkurs noch weiter anstieg. Die Zinssätze
im Ausland paßten sich an das hohe amerika-
nische Zinsniveau an. In den Ländern, deren
Währungen gegenüber dem Dollar abgewertet
wurden, kam es über steigende Ölimportpreise zu 
einem Inflationsanstieg mit der Folge, daß diese
Länder ihren restriktiven wirtschaftspolitischen
Kurs verschärften. In den folgenden Jahren ge-
lang es allerdings, die Inflationsrate auf ein nied-
riges Niveau zurückzuführen, wie es zuletzt in den
sechziger Jahren zu verzeichnen war. Zugleich er-
lebte die Weltwirtschaft jedoch eine mehrjährige
Rezession. Solange aber die Zinssätze in den USA
hoch blieben und der Dollarkurs weiter anstieg,
bestand insbesondere auf europäischer Seite we-
nig Spielraum für eine Politik zur Stärkung der
Nachfrage im Inland, obwohl dies angesichts ei-
ner hohen Arbeitslosigkeit jedenfalls in einigen
Ländern erwünscht gewesen wäre. Für die Länder
der Dritten Welt bedeuteten Dollaraufwertung
und hohe Zinsen eine beträchtliche Erhöhung ih-
rer Schuldendienstleistungen.
Erst ab 1984 begann sich der Ende 1982 in den
USA einsetzende Konjunkturaufschwung günstig
auf die Weltwirtschaft auszuwirken. Der hohe
Dollarkurs bot ausländischen Unternehmen gute
Absatzchancen auf dem amerikanischen Markt,
so daß die Exporte in die USA rasch anstiegen.
Die Kehrseite dieser Entwicklung war ein wach-
sendes Defizit in der amerikanischen Handelsbi-
lanz in Höhe von 148,5 Mrd. Dollar für 1985.
Hatte die amerikanische Regierung bis dahin dem
Dollarkurs wenig Beachtung geschenkt, so wurde



nun für sie selbst die Überbewertung des Dollars
zu einem wirtschaftspolitischen Problem. Die 
amerikanische Industrie mußte erhebliche Markt-
einbußen hinnehmen und reagierte darauf mit
Forderungen nach Importbeschränkungen. Im
amerikanischen Kongreß sollen zur Zeit mehr als
300 handelspolitische Schutzbegehren vorliegen.
Die Rückführung des Dollarkurses wurde da-
durch zu einem zentralen Anliegen der amerikani-
schen Politik.
Nachdem der Dollarkurs im Februar 1985 gegen-
über der D-Mark mit 3,45 DM einen Höchststand
erreicht hatte, ging der Wert des Dollars in den
folgenden Monaten zwar langsam zurück, wurde
aber — gemessen an den realen Kaufkraftverhält-
nissen — immer noch als zu hoch angesehen. Erst
als das Treffen der Finanzminister und Noten-
bankgouverneure der fünf großen Währungslän-
der USA, Japan, Bundesrepublik Deutschland,
Großbritannien und Frankreich — der sogenann-
ten Fünfergruppe — im September im New Yor-
ker Plaza-Hotel signalisierte, daß alle Beteiligten
eine weitere Dollar-Abwertung wünschten, gelang
es, die Erwartungen der Devisenmärkte in diese
Richtung zu lenken. Der Dollar sank gegenüber
der D-Mark auf etwa 2,06 DM (August 1986).
Besonders stark war die Abwertung des Dollars
gegenüber dem Yen mit etwa 50%. Diese Ent-
wicklung ging einher mit einer koordinierten
Zinssenkung in allen Ländern.

d) Wirtschaftspolitische Koordinierung
Auch wenn Einigkeit darüber besteht, daß eine
Rückkehr zu festen Wechselkursen heute nicht
möglich ist, so gilt doch andererseits der Wechsel-
kurs als eine Größe, die für die nationale Wirt-
schaftspolitik zu wichtig ist, um sie allein den Ent-
scheidungen auf den Devisenmärkten zu überlas-
sen. Angestrebt wird daher eine Entwicklung der
Wechselkurse, die in etwa im Einklang mit den
wirtschaftlichen Grunddaten steht, die für die in-
ternationalen Konkurrenzverhältnisse maßgeb-
lich sind. Das Problem liegt darin, daß insbeson-
dere zwischen den Hauptanlagewährungen — 
Dollar, D-Mark, Yen — durch internationale Ka-
pitalverschiebungen Über- und Unterbewertun-
gen der Wechselkurse auftreten, die zu erhebli-
chen Wettbewerbsverzerrungen führen, wie es
sich gerade am Beispiel der Dollarüberbewertung
gezeigt hat. Eine größere Stabilität der Wechsel-
kurse setzt allerdings eine bessere Übereinstim-
mung in den nationalen Wirtschaftspolitiken vor-
aus.
Die großen Industrieländer haben zuletzt auf dem
Weltwirtschaftsgipfel in Tokio 1986 ihre Bereit-
schaft erklärt, auf eine Koordinierung der Wirt-
schaftspolitiken hinzuwirken und den Internatio-
nalen Währungsfonds in seiner Aufgabe zu unter-
stützen, die Wirtschaftspolitik der Mitgliedslän-
der zu überwachen. Die Erfahrung hat allerdings
gelehrt, daß gerade dann, wenn eine Koordinie-
rung besonders dringlich erscheint, keine Abstim-

mung der Wirtschaftspolitiken stattfindet. So ha-
ben z. B. die übrigen Gipfelteilnehmer in den Jah-
ren steigender Zinsen in den USA vergeblich auf
Maßnahmen zum Abbau des amerikanischen
Budgetdefizits gedrungen. Erst als eine Abwer-
tung des Dollars im Interesse aller Beteiligten lag,
zeigten die USA mit dem Plaza-Abkommen vom
September 1985 wieder eine größere Bereitschaft
zur Kooperation. Man muß daher davon ausge-
hen, daß insbesondere im Verhältnis zwischen
den großen Währungen immer wieder starke
Wechselkursverschiebungen auftreten werden.
Das Fehlen einer stabilen internationalen Wäh-
rungsordnung schafft neue Probleme, die nicht
zuletzt die internationalen Handelsbeziehungen
belasten.

3. Protektionismus

a) Strukturanpassungsprobleme

Ein offenes Welthandelssystem verlangt von allen
Beteiligten die Bereitschaft, den internationalen
Wettbewerb zu akzeptieren. In einer sich rasch
verändernden Weltwirtschaft müssen die Unter-
nehmer ihre Wettbewerbsfähigkeit ständig neu
behaupten; alte Betriebe, die nicht mehr rentabel
arbeiten, werden geschlossen; Arbeitskräfte wer-
den freigesetzt und müssen eine Beschäftigung in
modernen Produktionszweigen finden, die einen
internationalen Wettbewerbsvorsprung haben.
Ganz offensichtlich ist der Zwang zur Strukturan-
passung mit wachsender wirtschaftlicher Ver-
flechtung, dem Auftreten neuer Akteure und ei-
nem raschen technologischen Wandel größer
geworden3 ). Gleichzeitig sind die innenpoliti-
schen Voraussetzungen, unter denen dynamische
Strukturanpassungsprozesse durchgesetzt werden
müssen, ungünstiger geworden.
So wird es verständlich, wenn heute praktisch alle
Länder versuchen, sich in den Fällen, in denen
Importe Arbeitsplätze bedrohen, partiell aus der
internationalen Konkurrenz zurückzuziehen.
Hohe Arbeitslosigkeit, vermindertes Wachstum
und Zahlungsbilanzprobleme, vor allem auf Sei-
ten der verschuldeten Entwicklungsländer, geben
genügend Anlaß für handelspolitische Schutz-
maßnahmen.

b) Handelspolitische Schutzmaßnahmen
Nachdem die Wiedereinführung von Zöllen nach
den GATT-Regeln unzulässig ist, bietet es sich
geradezu an, auf oft schwer zu identifizierende
nicht-tarifäre Maßnahmen, wie technische Nor-
men, Gesundheitsschutzbestimmungen etc., zu-
rückzugreifen, um bestimmte Importe zu unter-
binden. Das GATT kennt inzwischen etwa 600
verschiedene Formen nicht-tarifärer Handels-



Hemmnisse 14). Ein besonderer Stein des Anstoßes
ist Japan, das im Verdacht steht, seinen Markt für
Industriegüter durch besonders undurchsichtige
Praktiken zu verschließen.
Solche Schutzmaßnahmen entziehen sich meist
der Kontrolle des GATT. Im Bereich der handels-
politischen Grauzone liegen auch die zahlreichen
Vereinbarungen über „freiwillige“ Exportbe-
schränkungen. Mit diesem Instrument versuchen
vor allem die USA und die Europäische Gemein-
schaft, bei bestimmten Produkten den Import-
druck aus Japan und einigen industriellen Schwel-
lenländern abzuwenden. Mit den Lieferländern
werden stillschweigende Übereinkommen dahin-
gehend getroffen, daß für die betreffenden Pro-
dukte die Lieferungen eine gewisse Höchstgrenze
nicht überschreiten sollen. Auch die amerika-
nisch-europäischen Handelskonflikte werden im
allgemeinen auf diese Weise geregelt.
Für die alten Industrieländer schafft insbesondere
das rasche Vordringen Japans und der asiatischen
Schwellenländer Probleme. Industrien, die tradi-
tionell in Europa und den USA angesiedelt wa-
ren, sind inzwischen durch die asiatische Konkur-
renz verdrängt worden. Die Regierungen können
sich dem innenpolitischen Druck, hier Abhilfe zu 
schaffen, kaum entziehen. Dies erklärt den ekla-
tanten Widerspruch, der darin liegt, daß sich z. B.
die Staats- und Regierungschefs der großen Indu-
strieländer anläßlich der Wirtschaftsgipfel stets zu
den Prinzipien eines freien Handelsaustausches
bekennen, daß aber gleichzeitig die Verstöße ge-
gen dieses Prinzip immer häufiger werden.
Besonders kritisch ist in diesem Zusammenhang
im Augenblick die Entwicklung in den USA. Die
amerikanische Regierung versucht zwar, sich pro-
tektionistischen Forderungen zu widersetzen, die
nicht zuletzt eine Folge der Markteinbußen sind,
die die amerikanische Industrie durch die Dollar-
überbewertung erlitten hat. Sie steht damit aber
zugleich unter dem innenpolitischen Druck, harte
Verhandlungen zu führen, um amerikanische
Handelsinteressen durchzusetzen.

c) Neue GATT-Runde
Vor diesem Hintergrund soll im September dieses
Jahres in Punta del Este über den Beginn und die
Agenda einer neuen GATT-Runde entschieden
werden. Grundsätzlich geht es dabei um folgende
Punkte:
— Stärkung der GATT-Regeln,
— Abbau protektionistischer Maßnahmen,
— Liberalisierungen im Handel mit Agrarpro-
dukten, Technologie und im Dienstleistungs-
verkehr,
— Liberalisierung im Nord-Süd-Handel ).15

Bereits der erste Punkt zeigt, auf welche Schwie-
rigkeiten die bevorstehenden Verhandlungen
stoßen werden. Das GATT war erfolgreich, so-
lange es darum ging, Zollschranken abzubauen.
Die verschiedenen Erscheinungsformen eines
„neuen“ Protektionismus, wie sie zuvor beschrie-
ben wurden, konnte das GATT nicht verhindern.
Vor allem die handelspolitischen Supermächte
USA, EG und Japan neigen dazu, Handelskon-
flikte untereinander beizulegen. Die im GATT
vorgesehenen Schlichtungsverfahren gelten als zu
langwierig; bilaterale Vereinbarungen lassen sich
häufig mit politischem Druck rascher durchset-
zen.
Dadurch geht jedoch eine wichtige Funktion des
GATT verloren. Die multilaterale Anwendung
der GATT-Regeln und die Anwendung der
GATT-Schlichtungsverfahren soll insbesondere
kleinere Länder vor einem Mißbrauch handelspo-
litischer Macht schützen. Die Weiterentwicklung
der GATT-Regeln war bereits Gegenstand der To-
kio-Runde (1973—1979) ) und gehört zu den
noch nicht erled
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igten Aufgaben des Arbeitspro-
gramms, das die GATT-Vertragsparteien im No-
vember 1982 verabschiedet haben17).
Die USA drängen darauf, daß die GATT-Prinzi-
pien eines freien Handelsaustausches nun endlich
auch auf den Agrarhandel angewendet werden.
Die gemeinsame Agrarpolitik der Europäischen
Gemeinschaft, die der Landwirtschaft einen ho-
hen Außenschutz gewährt, gibt schon lange Anlaß
zu Handelskonflikten mit den USA. Als letztes
Beispiel hierfür macht gerade der Streit über die
Beschränkung amerikanischer Agrarexporte nach
Spanien und Portugal, die seit Anfang des Jahres
EG-Mitglieder sind, Schlagzeilen.
Der internationale Austausch von Dienstleistun-
gen hat in den letzten Jahren zugenommen: An-
lagebau, Datenverarbeitung, Kommunikation,
Versicherungs- und Finanzierungsgeschäfte. Die
Industrieländer versprechen sich von einer Libe-
ralisierung des Dienstleistungsverkehrs günstige
Wachstumschancen in den Bereichen, in denen
sie ihre wirtschaftliche Zukunft sehen. Die Länder
der Dritten Welt stehen solchen Forderungen eher
skeptisch gegenüber, da sie befürchten, daß ihre
eigenen Dienstleistungsindustrien bei einer zu ra-
schen Marktöffnung mit der Konkurrenz der In-
dustrieländer nicht werden Schritt halten können.

d) Nord-Süd-Handel
Ein zentrales Anliegen der neuen GATT-Runde
ist die Liberalisierung im Nord-Süd-Handel. Das



GATT läßt für Entwicklungsländer handelspoli-
tische Schutzmaßnahmen zu, um den Aufbau ei-
gener Industrien zu fördern. Dieses Zugeständnis
war allerdings mit der Erwartung verknüpft, daß
die Länder der Dritten Welt mit fortschreitender
wirtschaftlicher Entwicklung die Liberalisie-
rungsverpflichtung des GATT übernehmen wür-
den. Nachdem die industriellen Schwellenländer
inzwischen zu Konkurrenten geworden sind, wird
auch von ihnen eine Marktöffnung gefordert.
Die Entwicklungsländer halten dem entgegen,
daß die Industrieländer inzwischen so viele Im-
portbeschränkungen für Waren aus der Dritten
Welt eingeführt hätten, daß von einem freien
Marktzugang keine Rede sein könne. Für sie ist
daher der Abbau protektionistischer Maßnahmen
auf Industrieländerseite eine wichtige Vorausset-
zung für neue Liberalisierungsverhandlungen.
Nur bei einem besseren Zugang zu den Industrie-
ländermärkten können die Länder der Dritten
Welt ausreichende Exporterlöse erwirtschaften,
um ihre Verschuldungskrisen zu überwinden.

4. Verschuldungskrisen
a) Weltwirtschaftliche Hintergründe
Durch kaum etwas kann die internationale wirt-
schaftliche Verflechtung so anschaulich darge-
stellt werden, wie durch die Verschuldungskrise
der Dritten Welt Anfang der achtziger Jahre.
Ohne die Existenz eines internationalen Banken-
systems, das bereitwillig das Recycling der Petro-
dollar übernahm, wäre eine Kreditaufnahme sei-
tens der Entwicklungsländer in diesem Umfang
wohl kaum möglich gewesen. Die leichte Verfüg-
barkeit von Krediten und relativ niedrige Zins-
sätze erlaubten es den Entwicklungsländern in
den siebziger Jahren, ihre Leistungsbilanzdefizite
— zum großen Teil eine Folge hoher Ölimport-
preise — zu finanzieren. Während sich die Indu-
strieländer durch ein niedrigeres wirtschaftliches
Wachstum an die veränderten internationalen
Austauschverhältnisse anpaßten, konnten die
Länder der Dritten Welt nach den beiden Ölpreis-
erhöhungen zunächst noch relativ hohe Wachs-
tumsraten erzielen. Dies lag durchaus im Interesse
der Industrieländer, die auf diese Weise nicht nur
ihre Lieferungen in die OPEC-Staaten, sondern
auch in andere Länder der Dritten Welt steigern
konnten. Hohe Rohstoffpreise in den siebziger
Jahren brachten jedenfalls für einen Teil der Drit-
ten Welt günstige Exporterlöse.
Anfang der achtziger Jahre änderte sich das welt-
wirtschaftliche Umfeld entscheidend. Mit anhal-
tender wirtschaftlicher Rezession verschlechter-
ten sich auch die Exportmöglichkeiten der Dritten
Welt, zumal die Industrieländer unter dem Druck
wachsender Arbeitslosigkeit die Importe aus der
Dritten Welt durch verschiedene Maßnahmen zu
beschränken suchten. Die Weltmarktpreise für
Rohstoffe (ohne Erdöl) fielen von 1980 bis 1985
um 30%. Während sich die Exportsituation für
Entwicklungsländer verschlechterte, bewirkten

hohe Zinsen und die Aufwertung des Dollars zu-
gleich einen Anstieg der Zins- und Tilgungszah-
lungen für Auslandsschulden. Für die verschulde-
ten Länder der Dritten Welt bedeutete dies, daß
sie einen immer größeren Anteil ihrer Exporter-
löse allein dazu verwenden mußten, die fälligen
Zinsen und Rückzahlungen zu begleichen. In vie-
len Fällen überstiegen die Schuldendienstleistun-
gen die Exporterlöse. Umschuldungsaktionen
mußten eine drohende Zahlungsunfähigkeit ab-
wenden, ließen aber zugleich die Auslandsver-
schuldung noch weiter anwachsen. Die gesamte
Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer
wird derzeit auf über 800 Mrd. $ geschätzt.
b) Umschuldung und Anpassung
Die eigentliche Verschuldungskrise begann, als
Mexiko im August 1982 die fälligen Zins- und
Tilgungszahlungen nicht mehr begleichen konnte.
Zu dieser Zeit bestand durchaus die Gefahr, daß
sich die Zahlungsunfähigkeit Mexikos zu einer in-
ternationalen Bankenkrise ausweiten könnte. In
einer „beispiellosen Zusammenarbeit“ der priva-
ten Banken, der nationalen Regierungen und No-
tenbanken und des IWF ist es damals gelungen,
für Mexiko ein Umschuldungspaket zu schnü-
ren18). Vom Januar 1983 bis April 1984 wurden
nach ähnlichem Muster für 17 Entwicklungslän-
der Umschuldungen in die Wege geeitet ).19
Dem Internationalen Währungsfonds kommt bei
diesen Umschuldungen eine zentrale Rolle zu.
Der IWF gewährt Beistandskredite im Rahmen
des den Mitgliedern zustehenden Kreditrahmens.
Solche Kredite sind mit der Auflage verbunden,
daß das betreffende Land einen mit dem IWF
vereinbarten wirtschaftspolitischen Kurs einhält.
Der IWF übernimmt damit praktisch die Kon-
trolle der nationalen Wirtschaftspolitik. Wichtig
war, daß durch diesen Schritt auch die Banken
— Hauptgläubiger der Entwicklungsländer — 
veranlaßt werden konnten, alte Kreditverbind-
lichkeiten durch neue Kredite abzulösen20).
Unter dem Druck der Auslandsverschuldung sa-
hen sich die Entwicklungsländer gezwungen, das
wirtschaftliche Wachstum zu drosseln und ihre
Importe einzuschränken. Der Lebensstandard der
Bevölkerung fiel auf das Niveau Anfang der sieb-
ziger Jahre und noch weiter zurück. Auf diese
Weise gelang es z. B. den zehn Hauptschuldner-
ländern Lateinamerikas in der Zeit von 1983 bis
1985, einen Überschuß der Handelsbilanz von
insgesamt 100 Mrd. $ zu erzielen, wozu nicht zu-
letzt der starke Importsog in die USA beigetragen
haben dürfte21). Dank des internationalen Kon-
junkturaufschwungs konnten ab 1984 auch eine



Reihe von Entwicklungsländern wieder Wachs-
tumsraten aufweisen.

Dennoch ist, wie die Schlagzeilen über Mexiko
gerade wieder zeigen, die Verschuldungskrise der
Dritten Welt noch keineswegs überwunden. Kei-
nem Schuldnerland ist es bisher gelungen, die
Kreditwürdigkeit wiederzugewinnen, die eine
Voraussetzung dafür ist, daß diese Länder sich
wieder unter normalen Marktbedingungen bei
den internationalen Banken finanzieren kön-
nen22). Das fehlende Vertrauen in die wirtschaft-
liche Entwicklung dieser Länder erzeugt außer-
dem eine starke Kapitalflucht ins Ausland.

c) Der Baker-Plan

Die Entwicklungsländer müssen wieder günstige
Wachstumsaussichten bieten, damit private Inve-
stitionen und Kapitalanlagen in diesen Ländern
lohnend werden. Auf diese Formel läßt sich der
Weg aus der Verschuldungskrise bringen, den der
Baker-Plan vorzeichnet: Abbau des Staatsdirigis-
mus, Rückkehr zu marktwirtschaftlichen Prinzi-
pien, mehr wirtschaftliche Stabilität und offene
Märkte sollen die private Wirtschaftstätigkeit an-
regen und die Voraussetzung dafür schaffen, daß

wieder privates Kapital in diese Länder fließen
kann.
Der Baker-Plan richtet sich an 15 Entwicklungs-
länder, darunter zehn lateinamerikanische Län-
der. In einer gemeinsamen Aktion von IWF,
Weltbank und den regionalen Entwicklungsban-
ken sollen in den nächsten drei Jahren zusätzliche
Mittel in Höhe von jährlich 3 Mrd. $ an die Län-
der vergeben werden, die geeignete interne Re-
formprogramme durchführen. Von den privaten
Gläubigerbanken wird erwartet, daß sie sich an
der Finanzierung dieser Vorhaben beteiligen.
Neu hieran ist, daß eine Brücke zwischen den
projektbezogenen Krediten der Weltbank und
den Zahlungsbilanzkrediten des IWF geschlagen
wird. Nicht die Anpassung der Zahlungsbilanzen
steht im Vordergrund, wie dies bei den traditio-
nellen IWF-Krediten der Fall ist, sondern eine
Politik zur Stärkung des Wachstums und zur Ver-
besserung der internen Wirtschaftsstrukturen. Die
Entwicklungsländer sollen konkurrenzfähig wer-
den. Ob dies gelingt, hängt allerdings auch von
den weltwirtschaftlichen Bedingungen ab; wirt-
schaftliches Wachstum und offene Märkte in den
Industrieländern und stabile Währungsbeziehun-
gen sind sicher eine zusätzliche Voraussetzung für
den Erfolg des Baker-Plans23).

V. Was ist zu erwarten?

Einen großen Entwurf für eine Reform der inter-
nationalen Wirtschaftsordnung nach dem Bei-
spiel von 1945 gibt es nicht. Für den Währungsbe-
reich werden verschiedene Vorschläge diskutiert,
um eine stärkere Koordinierung zwischen den
Hauptwährungen zu erreichen. Vereinbarungen
über wechselkurspolitische Zielzonen oder das
auf dem Tokio-Gipfel vorgelegte Konzept einer
wirtschaftspolitischen Abstimmung auf der Basis
gesamtwirtschaftlicher Indikatoren sollen mehr
Stabilität in die internationalen Währungsbezie-
hungen bringen. Gegenüber beiden Konzeptio-
nen bestehen erhebliche Bedenken, nicht zuletzt
auf deutscher Seite. Koordinierung könnte damit
enden, daß alle das Falsche tun! Befürchtet wird,

daß die amerikanische Regierung anhand von In-
dikatoren und Zielzonen versuchen könnte, einen
stärkeren wirtschaftspolitischen Druck auf West-
europa und Japan auszuüben24).

Man muß damit rechnen, daß sich die bevorste-
hende GATT-Runde über einen längeren Zeit-
raum hinziehen wird. Ob es währenddessen ge-
lingt, protektionistische Forderungen zurückzu-
drängen, ist zumindest offen. Wichtig wäre es,
daß nicht nur die Entwicklungsländer, sondern
auch die Industrieländer ihre internen Struktur-
probleme in den Griff bekämen. In den Jahren
nach 1945 fiel den USA die Rolle zu, für die Stabi-
lität des internationalen Systems zu sorgen. In ei-
ner multipolaren Weltwirtschaft hängt die inter-
nationale Stabilität von vielen Akteuren ab.



Jörg Meyer-Stamer

Die Differenzierung der Abhängigkeit:
Mikroelektronik und Dritte Welt

Kaum ein Begriff ist bei der Analyse der Probleme
der Dritten Welt so umstritten wie der der
,Abhängigkeit*. Entstanden in der .linken* latein-
amerikanischen Modernismus-Kritik der sechzi-
ger Jahre („Dependencia"), wurde er seit Beginn
der siebziger Jahre auch in der Bundesrepublik
rezipiert. Insbesondere in der kritischen entwick-
lungspolitischen Öffentlichkeit ist seine Beliebt-
heit ungebrochen — zu offensichtlich ist schließ-
lich, daß die andauernde Unterentwicklung zahl-
reicher Staaten ohne eine Änderung ihrer struktu-
rell benachteiligten Stellung im Weltwirtschafts-
system nicht zu überwinden ist.

In der wissenschaftlichen Diskussion sind die De-
pendencia-Ansätze demgegenüber zunehmenden
Angriffen ausgesetzt1). Zunächst waren es vor al-
lem die immanenten Unstimmigkeiten, die Zwei-
fel an ihrer theoretischen Tragfähigkeit aufkom-
men ließen. Spätestens seit Ende der siebziger
Jahre kam eine empirisch fundierte Kritik hinzu:
Die Entwicklungserfolge der „Schwellenlän-
der“2) ließen die These der Dependencia-Vertre-
ter, daß es in der Dritten Welt immer nur eine
Entwicklung der Unterentwicklung geben könne,
ins Wanken geraten. Verschiedenartige Entwick-
lungswege und -erfolge ließen die Differenzierung
der Dritten Welt ins Blickfeld rücken3): Auf der
einen Seite standen die dynamischen Entwick-
lungsprozesse einiger weniger Länder, die erfolg-
reich eine nachholende Industrialisierung vollzo-
gen — sieben Länder, die 1979 fast 70% aller Fer-
tigwarenexporte der Dritten Welt auf sich verein-

ten4) —, sowie die spezielle Entwicklung weniger
bevölkerungsarmer Erdölexportländer. Dies kon-
trastierte aufs schärfste mit der andauernden Sta-
gnation, wenn Nicht-Entwicklung der meisten an-
deren Länder. Heute stehen überdies die mehr
oder weniger vielversprechenden Entwicklungs-
trends in zwei Ländern, auf die allein die Hälfte
der Bevölkerung der Entwicklungsländer entfällt
(die VR China und Indien), im krassen Gegensatz
zur Entwicklung der Unterentwicklung in der
Mehrzahl jener 120 Länder, in denen zwanzig
Prozent der Dritte-Welt-Bevölkerung leben.
Diese Befunde lassen ein allgemeines Räsonnie-
ren über die Dritte Welt, die Unterentwicklung,
das Fehlschlägen der Entwicklungspolitik oder —
um zu dem Problembereich überzuleiten, um den
es in diesem Beitrag gehen soll — die Bedeutung
der Mikroelektronik5) für die Dritte Welt als we-
nig sinnvolles Unterfangen erscheinen. Daher soll
hier dem Wechselverhältnis zwischen der techno-
logischen Entwicklung und dem Differenzie-
rungsprozeß nachgegangen werden: der Verschie-
denartigkeit der Betroffenheit durch die Mikro-
elektronik einerseits, dem Beitrag der Mikro-
elektronik zur weiteren Differenzierung anderer-
seits — beides unter drei Fragestellungen:
— Welche Auswirkungen hat der Einsatz der Mi-
kroelektronik in der industriellen Produktion auf
die Stellung von Ländern der Dritten Welt in der
internationalen Arbeitsteilung?
— Welchen Umfang und welche Bedeutung ha-
ben Versuche zum Aufbau eigener Mikroelektro-
nikindustrien in Ländern der Dritten Welt?
— Welche Schlüsse lassen sich aus dem Einsatz
von Computern und von anderen neuen Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien in Län-
dern der Dritten Welt ziehen?



I. Mikroelektronik und internationale Arbeitsteilung

Die Spekulationen über die Auswirkungen der
Mikroelektronik auf die internationale Arbeitstei-
lung sind so alt wie die Mikroelektronik-Diskus-
sion selber. Entsprechender Popularität erfreut
sich jene These, die in den weitaus meisten Publi-
kationen zu diesem Thema vertreten wird: die
Rückverlagerungsthese. Durch die Mikroelektro-
nik werde, so wird argumentiert, der Prozeß der
Automatisierung der industriellen Fertigung in
der Ersten Welt beschleunigt. Dies führe zu einer
Reduzierung des Lohnkostenanteils an den ge-
samten Produktionskosten. Daraus sei der Schluß
zu ziehen, daß das Motiv,Reduzierung von Lohn-
kosten im unternehmerischen Kalkül an Bedeu-
tung verliere, was mit einem Bedeutungsverlust
für die Länder der Dritten Welt mit ihrem einzi-
gen ,komparativen Vorteil4 billiger Lohnkosten
verbunden sei. Mithin sei ein Ende des Trends zu 
Produktionsverlagerungen nach Billiglohnlän-
dern oder sogar dessen Umkehrung, d. h. Rück-
verlagerungen aus der Dritten in die Erste Welt,
zu erwarten6).
Daneben kursiert eine differenzierte Version der
Rückverlagerungsthese, in der nicht allein mit
Lohnkostenaspekten, sondern auch mit den be-
triebsorganisatorischen Effekten der Verbreitung
der Informationstechnologie in der industriellen
Produktion argumentiert wird. Eine Produktion
mit drastisch reduzierten Lagerbeständen, wie sie
durch die Nutzung vernetzter Datenverarbei-
tungsanlagen ermöglicht werde, erzwinge die
räumliche Nähe zwischen Zulieferern und End-
produzenten bzw. dessen verschiedenen Ferti-
gungsstätten; die Möglichkeiten der flexiblen Au-
tomatisierung ließen die Vorteile industrieller
Massenproduktion und des damit verbundenen
„Global Sourcing“7) hinfällig werden; kurz: „An
die Stelle der Automatisierung von Teilprozessen
treten integrierte Systemlösungen, die gerade auf
die Vernetzung der einzelnen Teilfertigungen ab-
zielen.“8) Diese Faktoren ließen, so die Argumen-

tation, Unternehmensstrategien der Kostenmini-
mierung durch Produktionsauslagerung hinfällig
werden, was zwar keinen sofortigen Rückverlage-
rungsschub auslöse, jedoch zu einer Umkehrung
des Trends führe: Neue Investitionen würden vor
allem in den Industrieländern getätigt.

Bislang ist die empirische Verifizierung der Rück-
verlagerungsthese auf wenige Beispiele be-
schränkt geblieben — ein Tatbestand, der trotz
ihrer theoretischen Plausibilität nicht überraschen
kann, liegen ihr doch drei problematische Annah-
men zugrunde:
— eine Überschätzung der Verbreitungsgeschwin-
digkeit und der Potentiale neuer Produktionskon-
zepte9),
— eine Unterschätzung der Nutzungsmöglichkei-
ten der Informationstechnologie für Auslagerun-
gen und für Produktionen in der Dritten Welt,
— eine verkürzte Auffassung der Determinanten
des internationalen Investitionsverhaltens und —
weitergehend — der internationalen Arbeitstei-
lung.

Plausibilität vs. Empirie der Rückverlagerungsthese

Betrachtet man die Beispiele für bisher stattgefun-
dene Rückverlagerungen etwas genauer, so fällt
eines auf: die überproportional häufige Nennung
von Betriebsschließungen in Singapur10). Die
Schließung arbeitsintensiver Betriebe in Singapur
ist jedoch weniger das Ergebnis der betriebswirt-
schaftlichen Aspekte der Mikroelektronik als viel-
mehr Resultat der expliziten Politik der dortigen
Regierung). Sie verfügte für die Jahre 1979 bis 
1981 jährliche Lohnsteigerungen von 20%, um ar

11

-
beitsintensive Betriebe zum verstärkten Einsatz
neuer Technologien zwecks Produktivitätssteige-
rung anzuhalten. Dies sollte mit der Erhöhung des
Qualifikationsniveaus einhergehen. Daß verein-
zelt Betriebe mit Abwanderung reagieren würden,
wurde in Kauf genommen und dem Ziel unterge-
ordnet, südostasiatisches Technologie- und Soft-
warezentrum zu werden.



Ein anderes beliebtes Beispiel ist die Bekleidungs-
industrie, die aufgrund der hohen Arbeitsintensi-
tät besonders stark von (lohn-)kostenbedingten
Auslagerungen betroffen war. Doch haben sich
die Prognosen einer Rückverlagerung aufgrund
neuartiger mikroelektronikgesteuerter Herstel-
lungsverfahren bislang nicht erfüllt12). Im Gegen-
teil wurden für das bundesdeutsche Bekleidungs-
gewerbe noch in jüngerer Zeit weitere kostenindu-
zierte Standortverlagerungen prognostiziert13),
und es ist immer noch nicht abzusehen, wann die
seit langem in der Entwicklung befindlichen Näh-
automaten zur Anwendungsreife gelangen ).14

Die Elektronikindustrie: Kein Beleg
für die Rückverlagerungsthese

Noch vor der Bekleidungsindustrie war die Halb-
leiterindustrie aufgrund ihrer hohen Arbeitsinten-
sität der Pionier der Auslagerung nach Biigohn -
standortenl5). In der Folgezeit war zwar (in der
zweiten Hälfte der siebziger Jahre) „in den klassi-
schen Exportländern Südostasiens ... eine Sta-
gnationsphase ohne nennenswerte Neuinvestitio-
nen“16) festzustellen, die jedoch nicht von Rück-
verlagerungen geprägt war. Vielmehr sind seitdem
vier verschiedene Trends auszumachen17):
— Investitionen zwischen den wichtigsten
OECD-Ländern;
— Produktionsverlagerungen vom Zentrum an
die Peripherie der OECD-Region (v. a. Irland,
Schottland und Wales);
— Rationalisierungs- und (kapitalintensivere)
Neuinvestitionen in den traditionellen Dritte-
Welt-Standorten;
— Produktionsverlagerungen zu neuen Billig-
lohnstandorten in den Philippinen, Thailand, In-
donesien, der Karibik, China, Indien und Sri
Lanka.
Dahinter verbirgt sich vor allem die Auflösung
der herkömmlichen Trennungslinie zwischen
technologisch anspruchsvollen und mit hoher
Wertschöpfung verbundenen Investitionen in der
OECD-Region und der Verlagerung der weniger

anspruchsvollen, arbeitsintensiven Fertigungsseg-
mente in die Dritte Welt: Zunehmend werden mo-
dernste Automatisierungssysteme auch in Dritte-
Welt-Standorten eingesetzt und überdies alle
Schritte der Produktion ausgelagert. Gründe da-
für sind ):18

— ein mittlerweile entstandenes Potential qualifi-
zierter Fachkräfte, die zu weit niedrigeren Löhnen
als entsprechendes Personal in den Industrielän-
dern beschäftigt werden können;
— die Möglichkeit einer intensiveren Auslastung
der extrem teuren und zudem schnell veraltenden
Maschinerie rund um die Uhr, die aufgrund tarif-
vertraglicher Regelungen in zahlreichen (v. a.
westeuropäischen) Industrieländern nicht mög-
lich ist;
— minimale Umwelt- und Arbeitsschutzauflagen
für die keineswegs saubere Chipfertigung;
— die Gefahr, durch den Rückzug aus einem
Dritte-Welt-Land den Zugang zu einem potentiel-
len Wachstumsmarkt zu verlieren.
Auch die Betriebsschließungen, die in der jüng-
sten Zeit aus Malaysia und Indonesien gemeldet
wurden, sind kein Beleg für die Rückverlage-
rungsthese: Es handelte sich durchweg um Filia-
len von US-Firmen, die selber aufgrund der ver-
schärften Konkurrenzsituation auf dem Mikro-
chipmarkt in erheblichen Schwierigkeiten steck-
ten 19).
Demgegenüber gab es in der letzten Zeit eine
Reihe von Neuinvestitionen durch Hersteller von
Telematikausrüstungen in Asien:
— der US-Konzern AT&T verlegte seine Telefon-
produktion aus den USA nach Singapur, um
durch die Nutzung von Lohnkostenvorteilen
seine Stellung auf dem hart umkämpften US-Tele-
fonmarkt zu verbessern );20

— aufgrund der kurzen Produktzyklen haben
Homecomputerhersteller wie Atari und Commo-
dore auf Investitionen in teure automatisierte Fer-
tigungsanlagen verzichtet und statt dessen die ar-
beitsintensiven Produktionsschritte nach Fernost
ausgelagert );21

— bei den Investitionen des deutschen Computer-
konzerns Nixdorf in Singapur steht neben
Kostenaspekten das Ziel der Erschließung des
regionalen Marktes im Vordergrund );22



— ähnliche Motive bewogen die schwedische
Kommunikationsgerätefirma Ericsson zu einer
Investition in Malaysia );23

— explizit marktorientiert sind die Bemühungen
fast aller großer Computerfirmen um Investitio-
nen in Indien );24

— die Absicht von IBM zum Aufbau einer Pro-
duktionsstätte in Südkorea wird von Experten
nicht nur als Versuch gesehen, den dort völlig
abgeschotteten Computermarkt zu erschließen
und die Bemühungen um den Aufbau einer eigen-
ständigen südkoreanischen Computerindustrie zu
konterkarieren, sondern zielt nach ihrer Ansicht
auch auf den Markt der Zukunft: die VR
China25).

Demgegenüber scheinen in der Unterhaltungs-
elektronik-Industrie auf den ersten Blick die
Rückverlagerungstendenzen zu überwiegen26).
Doch spielen hier neben Kostenerwägungen vor
allem die regelmäßig verhängten Marktzutrittsbe-
schränkungen eine wichtige Rolle; sie veranlassen
europäische Firmen zu partiellen Rückverlage-
rungen und nicht-europäische Hersteller zu Verla-
gerungen aus Drittweltstaaten nach Europa.

Automatisierung: Kein Privileg der Ersten Welt

Neben der Vernachlässigung solcher ,nicht-mi-
kroelektronischer* Faktoren übersehen die Ver-
fechter der Rückverlagerungsthese noch einen
weiteren wichtigen Tatbestand: Die Anwendung
moderner mikroelektronikgesteuerter Fertigungs-
technologien ist kein Privileg der Ersten Welt.
Nicht nur zahlreiche transnationale Konzerne
verfolgen in der Dritten Welt Strategien der Pro-
duktionsautomatisierung, sondern auch etliche
Regierungen von (fortgeschrittenen) Ländern der
Dritten Welt selbst betreiben — zum Teil in Anti-
zipation (vermeintlich) drohender Rückverlage-
rungen — eine Politik, die die Einführung moder-
ner Fertigungstechnologien zum Ziel hat:
— VW do Brasil setzt Schweißroboter und ein 
fahrerloses Transportsystem ein; ein Zuliefersy-
stem nach dem „just in time“-Prinzip ist ge-
plant );27

— eine Reihe südkoreanischer Großkonzerne
wendet Roboter nicht nur an, sondern beginnt
auch mit ihrer Produktion );28

— in der südkoreanischen Schiffbauindustrie
werden seit einiger Zeit einfache CAD/CAM-Sy-
steme angewandt, und die Einführung fortge-
schrittener integrierter Systeme steht bevor );29

— in Malaysia wird die Automatisierung der
Chipproduktion durch Steuererleichterungen ge-
fördert, womit man hofft, drohenden Betriebs-
schließungen und Abwanderungen begegnen zu
können );30

— in Singapur schließlich wird die Automation
nicht nur durch die bereits erwähnte (und mittler-
weile partiell wieder aufgegebene) Hochlohnpoli-
tik, sondern auch durch direkte Zuwendungen ge-
fördert, wobei ein besonderes Gewicht auf die
Anwendung von CAD/CAM-Systemen gelegt
wird31).
Diese Beispiele lassen deutlich werden, wie künst-
lich die der Rückverlagerungsthese zugrundelie-
gende Alternative zwischen Auslagerung und Au-
tomatisierung ist.

Informationstechnologie und neue Formen
der Auslagerung

Daneben darf nicht vergessen werden, daß durch
die Nutzung der Informationstechnologie nicht
nur bestehende „Global Sourcing“-Netze opti-
miert, sondern auch neue Felder für Auslagerun-
gen geöffnet werden: Die Optimierung internatio-
nalisierter Produktion geschieht vor allem durch
die Nutzung des grenzüberschreitenden Daten-
verkehrs32), der die Zentralisierung von Manage-
mententscheidungen, der Buchhaltung sowie der
Forschung und Entwicklung ermöglicht. So kann
in der Buchhaltung durch einen schnelleren und
einfacheren Überblick über die verschiedenen
Kontenstände die Nutzung brachliegender Liqui-
dität verbessert werden33). In der Forschung und
Entwicklung kann durch permanenten Datenaus-
tausch Doppelarbeit vermieden werden.



Neue Formen der Auslagerung entstehen in ar-
beitsintensiven Sparten, die mit der Verbreitung
der Informationstechnologieentstanden sind: der
Eingabe von Daten in Computersysteme und der
Softwareproduktion.

Die Auslagerung der Dateneingabe ist, wie die 
folgenden zwei Beispiele zeigen, in den USA eine
durchaus geläufige Strategie zur Kostenreduzie-
rung;
— „American Airlines Inc. hat ihren Datenein-
gabe-Betrieb Tulsa/Oklahoma stillgelegt und läßt
diese Arbeiten jetzt von 200 Mitarbeitern auf der
Insel Barbados ausführen, zu Stundenlohnkosten
von vier bis fünf Mark. Die Daten werden per
Satellit an die Zentrale in Tulsa übergeben. Die
niedrigen Lohn- und Grundstückskosten in der
Dritten Welt haben auch die Satellite Date Cor-
poration dazu veranlaßt, die personalintensive
Dateneingabearbeit nach Barbados zu verlegen.
Ergebnis: Die Gesellschaft bezahlt für diese Ar-
beit auf Barbados weniger, als sie nur für die Bü-
romiete in New York zu zahlen hätte.“34)
— Der amerikanische Online-Datenbankanbieter
Mead Data speichert in seinen Datenbanken Ne-
xis und Lexis nicht nur bibliographische Hinweise
auf Zeitungsartikel bzw. juristische Urteile und
Fachartikel, sondern auch Volltexte. Diese wer-
den — sofern sie nicht computergesetzt und damit
direkt speicherbar waren — von Datatypistinnen
in Taiwan und auf den Philippinen in Computer
eingegeben35).

Neben dieser nur geringe Qualifikationen erfor-
dernden Tätigkeit wird zunehmend die sehr viel
anspruchsvollere Softwareproduktion an Dritt-
welt-Standorten durchgeführt:
— In Singapur ist eine Reihe von Niederlassun-
gen transnationaler Computerfirmen, aber auch
von spezialisierten Softwarefirmen aus Industrie-
ländern gegründet worden. Davon ist ein Teil als
Auslagerung im eigentlichen Sinne zu verstehen;
der größere Teil zielt auf den lokalen oder regio-
nalen Markt36).
— In Indien existiert demgegenüber eine staat-
liche Förderungspolitik zum Aufbau explizit ex-
portorientierter Software-Entwicklungszentren in
freien Produktionszonen. Dort haben sich nicht
nur Computerhersteller wie Burroughs oder Texas
Instruments, sondern auch Anwender wie die Ci-
tibank niedergelassen37).

— Einzelne Fälle exportorientierter Softwareent-
wicklung sind ferner aus Israel ) und Taiwan38 39)
bekannt.
Zwar ist wenig wahrscheinlich, daß sich diese Art
von Auslagerungen in quantitativ signifikantem
Maßstab durchsetzt — dazu sind die Ausbil-
dungskosten zu hoch und die Ausbildungszeit zu
lang40), zumal sich der Prozeß der Industrialisie-
rung der Softwareproduktion weiter fortsetzt. Es
ist kein Zufall, daß Offshore-Programmierung
heute in Ländern stattfindet, die entweder einen
beträchtlichen Stand an unterbeschäftigten Aka-
demikern und/oder frühzeitig die informations-
technologische Entwicklung rezipiert haben41).
Gleichwohl ist der Hinweis auf die Existenz sol-
cher Phänomene wichtig — als Indiz dafür, daß
der Einsatz der Informationstechnologie durch-
aus andere technikorientierte Szenarios zuläßt als
diejenigen, mit denen die Verfechter der Rückver-
lagerungsthese operieren.

Was bleibt von der Rückverlagerungsthese?

Wenn die Mikroelektronik die absoluten (Lohn-)
Kostenvorteile der Entwicklungsländer42) hinfäl-
lig werden läßt und trotzdem kein Rückverlage-
rungstrend festzustellen ist, weist dies zurück auf
die theoretische Grundlage der Rückverlage-
rungsthese und damit letztlich auf die Unzuläng-
lichkeit der Theorien der internationalen Arbeits-
teilung43). Die Industrialisierung in Ländern der
Dritten Welt, die den Kern der „neuen internatio-
nalen Arbeitsteilung“ ausmacht, ist bei weitem
nicht nur die von den Urhebern dieses Terminus
beschriebene „weltmarktorientierte (Teil-)Indu-
strialisierung“44 ). Vielmehr verbirgt sich hinter
der neuen internationalen Arbeitsteilung, die nur
zum Teil durch die Analyse internationaler Wa-
renströme zu erfassen ist, das selbst durch Ver-
schuldungskrisen und Protektionismus nicht zu
verhindernde Entstehen ,autozentrierter Volks-
wirtschaften in Ländern wie Brasilien ),



Taiwan und Südkorea46 ) — jene Länder, die ei-
nen großen Teil des industriellen Potentials der
Dritten Welt auf sich vereinigen.
Daß Veränderungen im Investitionsverhalten
transnationaler Konzerne — denn nur dadurch
könnte sich der Rückverlagerungstrend manife-
stieren — die Deindustrialisierung dieser Länder
zur Folge hat, ist allein schon aufgrund der sehr
unterschiedlichen Bedeutung ausländischer Inve-
stitionen für sie wenig wahrscheinlich47 ). Davon
abgesehen symbolisieren z. B. die Betriebsschlie-
ßungen europäischer Unterhaltungselektronikfir-
men in Fernost nicht das Ende der neuen Interna-
tionalen Arbeitsteilung, sondern ganz im Gegen-
teil deren Fortsetzung — bedrängen doch Firmen
aus Schwellenländern die alteingesessenen euro-
päischen und US-amerikanischen Anbieter nicht
mehr nur auf dem Bekleidungs- und Spielzeug-,
sondern auch auf dem Unterhaltungselektro-
nikmarkt. Daß insbesondere die erfolgreichen
„4 kleinen Tiger“ (Hongkong, Taiwan, Südkorea,
Singapur) auf die Rolle von Rohstoffexporteuren
zurückgeworfen werden, ist angesichts dieses
Trends wenig wahrscheinlich.
Demgegenüber sind die potentiellen Auswirkun-
gen der Mikroelektronik für Versuche autozen-
trierter Industrialisierung in anderen Ländern —
insbesondere den Schwellenländern der zweiten
Generation48) — ebenso vielfältig wie wider-
sprüchlich ). Eine der theoretischen Möglichkei-
ten ist eine Begünstigung des Aufbaus von Indu-
strien, die sich daraus ergeben könnte, daß mi-
kroelektronikgestützte flexible Fertigungssysteme
(FFS) den Zwang zur Massenproduktion hinfällig
und damit binnenmarktorientierte Industrialisie-
rung auch in kleinen Ländern möglich werden

lassen ) —50 eine These, die an Plausibilität gewin-
nen würde, wenn der mitunter prognostizierte ka-
pitalsparende Effekt der Mikroelektronik hinzu-
käme. Gegenwärtig erscheint das eine wie das an-
dere jedoch als Utopie: Alle bisherigen Experi-
mente mit flexiblen Fertigungssystemen haben ge-
zeigt, daß sie erstens extrem teuer in der Anschaf-
fung sind, zweitens einen hohen Arbeitsaufwand
bei der Planung, Aufstellung und Inbetriebnahme
erfordern und drittens von zweifelhafter Rentabi-
lität sind; in Befragungen bei europäischen FFS-
Anwendern wurden zumindest Faktoren wie er-
höhte Flexibilität bei Nachfrageschwankungen,
Reduzierung der Durchlaufzeit und Qualitätsstei-
gerungen gegenüber Rentabilitätserwägungen
hervorgehoben 50a). FFS sind eine hochkomplexe,
teure Technologie, die nicht zufällig in der Rü-
stungsproduktion ihren wichtigsten Anwendungs-
bereich hat — einem Sektor, wo Kostenüberle-
gungen eine eher geringe Rolle spielen. Gegen-
wärtig spricht wenig dafür, daß FFS in absehbarer
Zeit die industrielle Massenproduktion ablösen
werden.

Der für die übersehbare Zukunft wahrscheinli-
chere Effekt ist eine Erschwerung von Versuchen
einer Entwicklung durch (arbeitsintensive) Indu-
strialisierung, der sich aus den weitgehend unum-
strittenen arbeitssparenden Effekten der Mikro-
elektronik ergibt. Somit ist eher eine Zementie-
rung der gegenwärtigen „neuen“ internationalen
Arbeitsteilung durch die Mikroelektronik zu er-
warten51): Die Industrialisierung weniger Schwel-
lenländer kann sich fortsetzen, der Versuch von
Schwellenländern der zweiten Generation und
anderen Ländern jedoch, in ihre Fußstapfen zu 
treten, ist wenig erfolgversprechend.

II. High-Tech-Industrien in der Dritten Welt

Eine der Kernthesen der Dependencia-Ansätze
war diejenige von der technologischen Abhängig-

keit der Dritten Welt, welche eigenständige Indu-
strialisierungsversuche, zumal im Bereich der
Spitzentechnologie, unmöglich mache. Auch
wenn diese These — etwa im Hinblick auf die
weltweit höchst ungleiche Verteilung wissen-
schaftlich-technischer Ressourcen — einiges für
sich hat, gilt sie offenbar nicht allgemein. Schließ-
lich haben einige Länder der Dritten Welt eigen-
ständige (d. h. nur in begrenztem Umfang von
ausländischem Kapital und Know-how abhän-
gige) Industriezweige gerade im High-Tech-Be-
reich aufbauen können. Speziell in Brasilien, Süd-
korea, Taiwan und Singapur hat die staatliche
Förderung dieser Branche unbestreitbare Erfolge
gezeitigt.



Brasilien
In Brasilien betreiben staatliche Behörden seit Be-
ginn der siebziger Jahre den Aufbau einer eigen-
ständigen Computerindustrie52). Ausgehend vom
militärischen Bedarf wurde seit Mitte der siebzi-
ger Jahre eine „nationale Informatikpolitik“ for-
muliert und umgesetzt. Durch die Abschottung
des Binnenmarkts wurden die Voraussetzungen
für das Entstehen einer nationalen Mini- und Mi-
krocomputerindustrie gelegt, während der Markt
für Großcomputer den brasilianischen Tochter-
unternehmen transnationaler Konzerne überlas-
sen wurde. Die erfolgreiche „Marktreservierungs-
politik“ wurde im Oktober 1984 auf eine gesetz-
liche Grundlage gestellt und für weitere acht Jahre
verlängert — allen Pressionsversuchen ausländi-
scher Firmen und Regierungen zum Trotz.
Unter dieser Protektion ist mittlerweile eine le-
bensfähige Computerindustrie — rd. 200 Firmen
mit insgesamt ca. 22 000 Beschäftigten — entstan-
den, deren Binnenmarktanteil 1985 erstmals über
50 % lag und die konstant hohe Wachstumsraten
aufweist. Probleme ergeben sich — neben fortge-
setztem politischen Druck vor allem durch die
US-Regierung — insbesondere durch die Import-
abhängigkeit bei Mikrochips. Dem Aufbau einer
eigenständigen Chipindustrie soll daher in der
nächsten Zeit verstärkte Aufmerksamkeit gewid-
met werden.

Südkorea
Genau dies ist der Schwerpunkt der südkoreani-
schen High-Tech-Strategie, aufgrund derer die
vier größten Unternehmenskonglomerate seit Be-
ginn der achtziger Jahre mehrere hundert Millio-
nen Dollar in den Aufbau von Mikrochipindu-
strien investiert haben ). Im Gegensatz zur brasi53 -
lianischen Computerindustrie, die kaum die Bin-
nennachfrage befriedigen und daher an Exporte
(noch) nicht denken kann, waren diese Investitio-
nen primär weltmarktorientiert. Dabei hatten die
südkoreanischen Firmen das Pech, genau in dem
Moment mit ihren Chips auf den Markt zu kom-
men, als die Preise infolge eines Überangebots auf
ein Sechstel des ursprünglichen Wertes sanken, so
daß die Investitionen bislang gewaltige Zuschuß-

geschäfte waren. Jedoch spricht einiges dafür, daß
sich dieser Tatbestand in der nächsten Zeit ändern
wird: Die Chippreise steigen wieder, und die in-
ländische Nachfrage gewinnt an Bedeutung, weil
nicht nur die (in der letzten Zeit kräftig expandie-
rende) Computerproduktion, sondern auch die
Unterhaltungselektronik-, Automobil- und
Schiffsproduktion zunehmend mikroelektro-
nische Bauelemente nachfragen.

Taiwan
Ähnlich exportorientiert wie die südkoreanische
Industrie, jedoch mit einer anderen Produktorien-
tierung, agiert die taiwanesische High-Tech-Indu-
strie54). Ihre Grundlage legten jene .Garagen-
produzenten4, die unerlaubt amerikanische Mi-
krocomputer nachbauten und dabei das Know-
how erwarben, auf dem sie nach der Verkündung
der staatlichen Förderungspolitik für ihren Sektor
aufbauen konnten. Heute sind taiwanesische Fir-
men als Lohnproduzenten für internationale
Computerkonzerne, zunehmend aber auch als ei-
genständige Anbieter für Mikrocomputer und Pe-
ripheriegeräte aktiv. Diese Produkte stellen mitt-
lerweile einen erheblichen Teil der taiwanesischen
Exporte.

Singapur
Die Industrialisierung dieses südostasiatischen
Stadtstaates war stets weit mehr als irgendwo
sonst auf ausländische Investitionen angewiesen.
Daran hat sich seit der Verkündung der High-
Tech-Politik nichts geändert. Im Gegenteil: An-
fangs sah es so aus, als würde Singapurs High-
Tech-Industrie unverändert aus Montagebetrie-
ben transnationaler Konzerne aus dem Compu-
terbereich und den benachbarten Branchen beste-
hen. Mittlerweile wird jedoch deutlich, daß dies
nur ein Teilaspekt ist, trägt doch die Schwer-
punktsetzung auf ,wissensintensive4 Zweige erste
Früchte; u. a. hat es in der letzten Zeit den Aufbau
einer Reihe von Software-Entwicklungsbüros so-
wie von Ausbildungsstätten für Computer-,
CAD/CAM- und ähnliche Fachleute gegeben55).

High-Tech-Industrien: Notwendigkeit oder
prestigeträchtiger Luxus?

Auch wenn der Prestigeaspekt in keinem Fall von 
der Hand zu weisen ist — in jedem der bisher
genannten Länder hat die High-Tech-Strategie
ihre ökonomische Rationalität:



— zur Diversifizierung des Exportproduktespek-
trums (Südkorea, Taiwan, Singapur) — ein ange-
sichts des grassierenden Protektionismus zuneh-
mend wichtig werdender Faktor;
— zur Entlastung der Handelsbilanz (Brasilien,
Südkorea) — ein Aspekt, der besonders bei hoch-
verschuldeten Ländern seine Bedeutung hat;
— allgemein zur Erweiterung der ,Autozentrie-
rung* um einen Industriezweig, dessen Bedeutung
nach allgemeiner Einschätzung in den kommen-
den Jahren noch erheblich zunehmen wird.
Demgegenüber sind die negativen Auswirkungen
zu relativieren. Natürlich sind die arbeitssparen-
den Effekte der Mikroelektronik gerade für ein
Land wie Brasilien alles andere als erstrebenswert.
Doch bewegen sich derartige Folgen des Einsatzes
der Mikroelektronik quantitativ in sehr viel klei-
neren Dimensionen als diejenigen Arbeitsplatz-
verluste, die sich etwa aus der Rezession der Jahre
1981—1983 ergaben. Gleiches gilt für die anderen
Länder; kontraproduktive Folgen der High-Tech-
Industrialisierung resultieren (insbesondere dann,
wenn diese exportorientiert ist) aus einem ande-
ren Zusammenhang: Der scharfe Konkurrenz-
kampf auf den noch vergleichsweise wenig seg-
mentierten und vermachteten Märkten der Infor-
mationstechnologie läßt gerade in diesem Pro-
duktbereich die internationale Konkurrenzfähig-
keit zur alles beherrschenden Maxime werden.
Entsprechend gering sind — unter der Vorausset-
zung einer Preiskonkurrenz, die über Niedrig-
löhne auf die Arbeiterschaft abgewälzt wird — die
binnenwirtschaftlichen Impulse, die von einer
solchen Entwicklungsstrategie ausgehen. Hier —
und nicht bei den direkten Arbeitsplatzeffekten
des Mikroelektronikeinsatzes — liegt ihre Proble-
matik für die sozialen Verhältnisse in den Län-
dern (nicht nur) der Dritten Welt. Doch dieses
Dilemma ist nicht auflösbar, sondern untrennbar
mit der gewählten Entwicklungsstrategie verbun-
den.

Zur Übertragbarkeit der High-Tech-Strategien

Allerdings deutet vieles darauf hin, daß die vier
oben genannten Beispiele vorerst Einzelfälle blei-
ben werden. So waren die Versuche der mexikani-
schen und argentinischen Regierung, in der Nach-
folge Brasiliens eigene Informatikpolitiken zu for-
mulieren, nicht von Erfolg gekrönt56). Im Gegen-
satz zu Brasilien, dessen Abschottung des Mini-
computermarktes aufgrund der Neuheit dieses

Produkts gegen vergleichsweise geringeren Wider-
stand durchgesetzt werden konnte, stießen die
beiden anderen Länder zu Beginn der achtziger
Jahre auf längst etablierte Märkte, von denen sich
die ausländischen Anbieter nicht ohne weiteres
ausschließen ließen. Überdies waren die technolo-
gischen Voraussetzungen nicht in hinreichendem
Maße gegeben, so daß beide Länder heute vor
dem Trümmerhaufen gescheiterter High-Tech-Po-
litik stehen: Argentinien verfügt lediglich über
wenige Montagewerke ausländischer Computer-
firmen57), und Mexiko ist ein beliebter Billiglohn-
standort für US-Mikrochip- und Computerfir-
men58). Die schwache Verhandlungsposition der
mexikanischen Regierung wird daran deutlich,
daß sie im vergangenen Jahr IBM die Errichtung
einer hundertprozentigen Tochtergesellschaft ge-
nehmigte59).

Gleichwohl ist, wie die Erfahrungen der indischen
Computerindustrie zeigen, ein früher Einstieg
kein Garant des Erfolges60 ). Obschon sie älter ist
als das brasilianische Pendant — die ersten indi-
schen Computerfabriken wurden schon in den
sechziger Jahren aufgebaut—, hat sie deren Lei-
stungsstand nie erreicht. Offenbar hat hier die Ab-
schottung des Marktes und der weitgehende Aus-
schluß ausländischer Firmen61) kontraproduktiv
gewirkt: Fehlender Technologietransfer und ge-
ringe Konkurrenz haben den Innovationsdruck
eher gering ausfallen lassen. Die vorübergehende
Öffnung des Computermarktes nach der Amts-
übernahme Rajiv Gandhis zeigte allerdings, daß
das Potential der indischen Computerindustrie
beachtlich ist: Binnen kurzem konnte durch selek-
tive Kooperationen mit ausländischen Firmen der
technologische Abstand drastisch reduziert wer-
den62 ). Insofern ist der seit kurzem eingeschla-
gene Kurs „selektiver Dissoziation“ möglicher-
weise der goldene Mittelweg, der der indischen
Computerindustrie „brasilianische“ Chancen
eröffnet.

Daß eine schlichte Liberalisierung allein nicht der
Schlüssel zum Erfolg ist, zeigt das Beispiel der



Volksrepublik China. Die dortige Informations-
technikindustrie ist zum großen Teil im embryo-
nalen Stadium63): Zwar werden die weitaus mei-
sten Teile und Geräte selber hergestellt, jedoch ist
der technische Rückstand erheblich und die Pro-
duktionsquantität zu gering, um die Binnennach-
frage zu decken. Mit der Öffnung des chinesi-
schen Marktes ging daher eine Computer- und
Komponentenimportflut einher, die die chine-
sische Regierung schließlich zu einem absoluten
Computerimportverbot veranlaßte — als nämlich
deutlich wurde, daß die eingeführten Geräte in
den wenigsten Fällen dem Bedarf, den Fähigkei-
ten der Bediener und den Kenntnissen der War-
tungsspezialisten angemessen waren64). Folge-
richtig wird die Koordination der Computerpoli-
tik und ein Ausbau der eigenen Produktionskapa-
zitäten angestrebt.

Gleichwohl ist die VR China als „Zukunftsmarkt“
immer noch in einer sehr viel besseren Position
(z. B. bei Verhandlungen mit transnationalen
Konzernen) als Länder wie Malaysia. Dieses
Land ist nachgerade prototypisch für die negati-
ven Effekte einer Strategie, die überwiegend auf
ausländische Investitionen setzt65): Geringe bin-
nenwirtschaftliche Kopplungseffekte stehen der
Ausbeutung gering qualifizierter weiblicher Ar-
beitskräfte gegenüber; der Technologie- und Wis-
senstransfer tendiert gegen Null, während die An-
fälligkeit gegenüber Schwankungen auf den Ab-
satzmärkten besonders groß ist. Mithin ist es für
Malaysia durchaus ein bitterer Lorbeer, der Welt
größter Exporteur elektronischer Bauelemente zu
sein66).

Differenzierung von Abhängigkeiten und
Differenzierung zwischen Ländern
Die Beispiele erfolgreicher High-Tech-Strategien
lassen Zweifel aufkommen an pauschalen Thesen
von der technologischen Abhängigkeit der Dritten
Welt67). Durch die intelligente Nutzung der Kon-
kurrenz zwischen verschiedenen Anbietern aus
der Ersten Welt sowie durch den Gebrauch
des „unkonventionellen Technologietransfers“68)
vermochten einige Länder selbst im Bereich fort-
geschrittenster Technologie industrielle Ferti-
gungslinien aufzubauen. Jedoch wird deutlich,
daß jeder erfolgreiche Fall ein durch das Zusam-
mentreffen „richtiger“ Politik und bestimmter
Rahmenbedingungen ermöglichter Einzelfall ist,
aus dem sich kaum allgemeine Empfehlungen
ableiten lassen69).
Der gegenwärtige Stand der Mikroelektronikin-
dustrie in der Dritten Welt spiegelt die allgemei-
nen Entwicklungstendenzen wider: In einigen we-
nigen Ländern, die erfolgreiche Entwicklungspro-
zesse durchlaufen haben, existieren heute fortge-
schrittene Mikroelektronik- bzw. Computerindu-
strien; in einer Reihe von Ländern, die typische
peripherkapitalistische Strukturen aufweisen, gibt
es High-Tech-Industrien allenfalls in Exportpro-
duktionszonen, unvermittelt mit der übrigen
Volkswirtschaft, als Montagebetriebe transnatio-
naler Konzerne. Während einige fortgeschrittene
Schwellenländer ihre Industriestruktur weiterent-
wickeln und damit ihre Abhängigkeiten reduzie-
ren können, sehen sich die Schwellenländer der
zweiten Generation in einer vertieften technologi-
schen Abhängigkeit und auf ihre Funktion als Bil-
liglohnstandort zurückgeworfen.

III. Neue Entwicklungschancen oder neue Abhängigkeiten
durch die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien?

Lange bevor die High-Tech-Industrialisierung
von Ländern der Dritten Welt auf der Tagesord-

nung stand, wurde in verschiedenen Foren dar-
über diskutiert, ob nicht durch den Einsatz
neuer Informations- und Kommunikations-
fl + K-)Technologien eine Beschleunigung der
Entwicklung durch den Einsatz z. B. von Compu-
tern und Kommunikations- bzw. Fernerkun-
dungssatelliten möglich sei. Heute ist der Einsatz
dieser Technologien alltäglich geworden. Mithin
ist es an der Zeit, die Strukturen zu analysieren,
die sich dabei herausgebildet haben, um zu einer
empirisch fundierten Beantwortung der Frage:
„Entwicklungsbeschleunigung oder neue Abhän-



gigkeiten durch neue I+K-Technologien?" zu
kommen.

Satellitenfernerkundung
Die Satellitenfernerkundung (SFE) ), die im zivi70 -
len Bereich u. a. für Ernteprognosen, die Erkun-
dung möglicher Lagerstätten von Bodenschätzen
sowie für meteorologische und kartographische
Zwecke von Bedeutung ist, war stets umstritten.
Immerhin stellt es einen Eingriff in die Souveräni-
tät eines Staates dar, ohne seine Zustimmung sein
Territorium zu erkunden und die Ergebnisse an
Dritte weiterzugeben. Daß es trotzdem zu keinen
größeren Kontroversen kam, war der klugen Poli-
tik der US-Raumfahrtbehörde NASA zu verdan-
ken, die als einzige zivile Fernerkundungssatelli-
ten betrieb („Landsat“): Sie gab die Ergebnisse zu
vergleichsweise günstigen Konditionen an jeder-
mann weiter.
Dieser Zustand gehört seit der Privatisierung
Landsats im letzten Jahr der Vergangenheit an.
Zwar ist das SFE-Geschäft derzeit wenig gewinn-
trächtig — selbst unter Zusicherung eines staatli-
chen Zuschusses von $ 250 Mio. war nur ein einzi-
ges US-Firmenkonsortium bereit, Landsat zu
übernehmen71) —, doch ist die Hoffnung nicht
unbegründet, daß sich in diesem Bereich künftig
ein lukrativer Markt auftun wird.
Eine der ersten Maßnahmen der privaten Land-
sat-Nachfolgegesellschaft Eosat war eine Preiser-
höhung für jene SFE-Ergebnisse, die vorzugs-
weise in der Dritten Welt Verwendung finden.
Überdies konnte bislang die Befürchtung, daß
Eosat SFE-Ergebnisse exklusiv an den Meistbie-
tenden verkaufen wird, nicht ausgeräumt werden.
Zwar werden die Länder der Dritten Welt — wie
auch die anderen Nachfrager — vorübergehend
von der Konkurrenzsituation profitieren, die mit
dem Start des ersten französischen Fernerkun-
dungssatelliten Spot zu Beginn dieses Jahres ent-
standen ist. Doch wird Spot in absehbarer Zeit
Eosat als Monopolanbieter ablösen — dann näm-
lich, wenn deren derzeitiger Satellit seine Arbeit
einstellt und ein Nachfolger (über dessen Konfi-
guration derzeit noch beraten wird) noch nicht
gestartet sein wird. Besonders bitter ist diese Si-
tuation für jene zahlreichen armen Dritte-Welt-
Länder, die über keine eigenen Bodenstationen
verfügen, mit denen man (wie Indonesien kürz-
lich vorführte) Fernerkundungssatelliten auch un-
befugt anzapfen kann.
Zahlreiche größere Länder verfügen mittlerweile
über derartige Einrichtungen und das einschlä-

gige Know-how zur Datenauswertung; einige un-
ter ihnen verfolgen sogar eigene Fernerkundungs-
satellitenprojekte72). Während diese vergleichs-
weise finanzkräftigen und technologisch fortge-
schrittenen Länder damit einen gesicherten Zu-
gang zu SFE-Daten haben, stehen die weitaus
meisten Länder vor der Situation, nur zu drastisch
gestiegenen Preisen — wenn überhaupt — an den
SFE-Ergebnissen teilhaben zu können. Ihre Ab-
hängigkeit von ausländischem Kapital und
Know-how wird dadurch verstärkt.

Satellitenkommunikation

Ähnliche Auswirkungen zeitigt der Privatisie-
rungstrend in der Satellitenkommunikation.
Wichtigster Anbieter war bislang die internatio-
nale Betreiberorganisation Intelsat, die ein welt-
weit flächendeckendes Netz von Kommunika-
tionssatelliten betreibt. Auch wenn in den Gre-
mien der Organisation die westlichen Industrie-
staaten, allen voran die USA, dominieren und die
unternehmenspolitischen Einflußmöglichkeiten
der Dritte-Welt-Länder gering sind73), haben letz-
tere bislang wenig Grund zur Klage. Weil Intelsat
weltweit gleiche Tarife verlangt, findet de facto
eine interne Subventionierung statt: Die Über-
schüsse. aus dem regen Transatlantikverkehr glei-
chen die Defizite aus, die in den übrigen Weltre-
gionen — insbesondere in der Dritten Welt, wo
Intelsat zahlreichen Staaten Kapazitäten für die
landesinterne Telekommunikation zur Verfügung
stellt — anfallen. Folglich sind die Tarife im
Transatlantikverkehr weit höher, als ein allein auf
diese Route spezialisierter Satellitenbetreiber sie
anbieten könnte.
Diese Situation veranlaßte verschiedene US-Fir-
men, den Betrieb von Kommunikationssatelliten
für die Transatlantikroute zu beantragen74).
Nachdem dies von der Bundeskommision für
Kommunikation der USA bewilligt worden ist,
steht Intelsat vor der Situation, entweder Markt-
anteile im Transatlantikverkehr zu verlieren oder
aber dort die Tarife zu senken. Im einen wie im
anderen Fall wird das interne Umverteilungs-
schema hinfällig — und die Länder der Dritten
Welt sind wiederum die Leidtragenden75). Die Si-
tuation gleicht derjenigen in der SFE: Einige Län-
der bzw. Regionen besitzen oder planen eigene
Satellitensysteme, doch die weitaus meisten ärme-



ren Staaten haben die Kosten zu tragen, die den
Gewinnen der privaten Satellitenbetreiber gegen-
überstehen werden.

Entwicklungsschub durch Video
und eigene Satellitensysteme?

Doch selbst hinsichtlich der weniger abhängigen
Staaten ist ein kritisches Hinterfragen der Thesen
jener Vertreter angebracht, die in der Satelliten-
technologie ein ideales Mittel zur Überwindung
der Unterentwicklung sehen76). Besonders erhel-
lend ist das Beispiel des seit 1976 betriebenen in-
donesischen Satellitensystems Palapa77). Zwar ist
unbestreitbar, daß gerade in einem Staat wie In-
donesien mit seinen 6 000 bewohnten Inseln ein
Satellitenkommunikationssystem die kostengün-
stigste Infrastruktur bereitstellt. Jedoch diente Pa-
lapa weniger der Befriedigung des Grundbedürf-
nisses nach Kommunikation als vielmehr•
— der Homogenisierung der ethnisch und kultu-
rell überaus heterogenen Bevölkerung durch ein
einheitliches, in der Amtssprache gesendetes und
durch die freigiebige Verteilung von Fernsehgerä-
ten in seiner Verbreitung gefördertes Fernsehpro-
gramm;
— dem Aufbau einer funktionierenden Kommu-
nikationsinfrastruktur als Voraussetzung für Di-
rektinvestitionen ausländischer Unternehmen;
— der Verbesserung der militärischen Kommuni-
kation insbesondere im Hinblick auf die Anti-
Guerilla-Kriege in abgelegenen Teilen des Insel-
reichs (Timor, Irian Jaya).
Hauptziel des Palapa-Programms war mithin die
Stärkung des Zentrums gegenüber den zentrifuga-
len Kräften. Selbst so vordergründig positive Ein-
richtungen wie das landesweite satellitengestützte
Bildungsfernsehen haben unübersehbare Schat-
tenseiten78); z. B. werden auch sie in der Amts-
sprache und nicht etwa in den jeweiligen regiona-
len Sprachen und Dialekten verbreitet. Die tech-
nische Möglichkeit der Zweiweg-Kommunika-
tion, die in diesem Projekt (als Lehre aus den
schlechten Erfahrungen anderer Länder) vorgese-
hen ist, wird durch die hohe Schülerzahl konter-
kariert. Hinzu kommen jene Probleme, die gene-
rell mit Bildungsprogrammen auf der Grund-
lage technischer Kommunikationen verbunden
sind79).

Gleiches gilt für das Medium Video, das sich in
Indonesien wie in vielen anderen Ländern explo-
sionsartig verbreitet. Natürlich könnte es theore-
tisch auch für Bildungszwecke verwandt werden,
wie dies in Indien versucht wird80). Doch spricht
derzeit alles dafür, daß sich beim Video die Ge-
schichte der Verbreitung des Fernsehens wieder-
holt. Dessen Einführung wurde beispielsweise in
den sechziger Jahren in Samoa mit der Absicht
legitimiert, „ein darniederliegendes Bildungssy-
stem zu fördern ... Dabei hat das Bildungsfernse-
hen auf Samoa durchaus Erfolge erzielt. Diese
nehmen sich jedoch bescheiden aus im Vergleich
zu den tiefgreifenden kulturellen Veränderungen,
die die Konfektionsware des amerikanischen
Fernsehens als alltägliche Freizeitbeschäftigung
auf den Inseln auslöste“81). Gleiches wiederholte
sich beim indonesischen und auch beim indischen
Satellitenfemsehen, wo die Unterhaltungssendun-
gen weitaus populärer waren als die eigentlich im
Vordergrund stehenden Bildungsprogramme. Ge-
nauso rührt die Popularität von Video aus der
Möglichkeit, sonst kaum zugängliche (zumeist il-
legal kopierte) Filme billig sehen zu können. Der
damit verbundene subversive Effekt82) kann die
Gefahren durch die Bedrohung der kulturellen
Identität kaum ausgleichen ).83

Computer zur Armutsbekämpfung?

Wenn auch die — notwendig zentralisierten —
Satellitenkommunikationssysteme eher negativ
einzuschätzen sind: wie steht es mit den Compu-
tern, die doch angeblich für dezentrale Nutzung
und überhaupt für den Einsatz in der Dritten Welt
prädestiniert sein sollen84)?



Ein Beispiel für die Auswirkungen eines derarti-
gen Computereinsatzes ist das SCAPA-Projekt in
Malaysia, wo die Kautschukproduktion der
Kleinbauern effizienter gestaltet werden soll85).
Dieses Projekt ist nachgerade ein Paradebeispiel
technokratischer Entwicklungspolitik: Planung
und Entscheidung werden an die Computer bzw.
die sie bedienenden Experten delegiert. Die Bau-
ern büßen damit ihre Eigenständigkeit und Ent-
scheidungsfreiheit weitgehend ein: Folgen sie
nicht den Empfehlungen der Berater, werden sie
aus dem Projekt ausgeschlossen. Sie haben keine
Alternative zur Kautschukproduktion; ihre Wei-
terbildung ist im Rahmen des Projekts nicht vor-
gesehen. Folgen sie den Anweisungen getreulich,
ändert dies nichts daran, daß sie (und nicht etwa
der Projektträger) weltmarktinduzierte Preis-
schwankungen für Kautschuk zu tragen haben.
Mithin ähnelt die Situation der Bauern „eher der
von Landarbeitern einer zentral gelenkten staatli-
chen Großfarm, deren Risiko von den Arbeitern
getragen wird, als der selbständiger Unterneh-
mer“86). Wenn somit das Entstehen eines kapital-
intensiven exportorientierten Agrobusiness das
Resultat des Computereinsatzes in der Landwirt-
schaft ist, kann von einem grundbedürfnisorien-
tierten Ansatz wohl nicht die Rede sein.
Geht man davon aus, daß die Situation in anderen
Projekten nicht grundlegend anders ist87), ist ge-
genüber dem Einsatz der neuen 14- K-Technolo-
gien zur ländlichen Armutsbekämpfung größte
Skepsis angebracht. Daß ein Computer für sich
genommen ein Musterbeispiel angepaßter Tech-
nologie ist, sei dabei unbestritten. Jedoch entfaltet
sich sein gesamtes Potential erst bei der Nutzung
im weitverzweigten System, ganz abgesehen da-
von, daß eine Reihe infrastruktureller Vorausset-
zungen für seine Nutzung unabdingbar sind. Mit-
hin ist es zumindest verkürzt, allein auf den Mi-
krocomputer abzuheben, der für weniger als tau-
send Mark für umfassende Ziele genutzt werden
kann88 ). Hinzu kommen in jedem Fall die Kosten
für ein zuverlässiges Stromversorgungssystem
und eine funktionierende Kommunikationsinfra-
struktur — womit wir wieder bei einigen Grund-
problemen der .Unterentwicklung angekommen
wären. Offenbar ist der Einsatz der neuen I+K-
Technologien erst ab einem bestimmten Entwick-
lungsniveau sinnvoll, bei dem die Grundbedürf-
nisse schon befriedigt und die grundlegenden
Voraussetzungen für ,Entwicklung4 gegeben sind.
Selbst der vordergründig einleuchtende Vorschlag
„Effizienzsteigerung der Bürokratie durch Com-
putereinsatz“ ist bei näherem Hinsehen dubios:

Ist die Bürokratie ein parasitärer Wasserkopf, so
wird dieser Zustand durch den Ersatz menschli-
cher Arbeit durch Computer nur verdeckt — die
Fragwürdigkeit einer unübersehbaren, von Men-
schen wimmelnden Behörde fällt eher auf als ein
kompaktes Rechenzentrum. Darüber hinaus darf
das Gegenstück zum grundbedürfnisorientierten
Computereinsatz in diesem Kontext nicht verges-
sen werden: der repressive Computereinsatz. Daß
es sich dabei um zwei Seiten derselben Medaille
handeln kann, demonstriert das Apartheid-Re-
gime Südafrikas: Dort wird ein Computersystem,
das ursprünglich für pädagogische Zwecke ent-
wickelt worden war, zum Sortieren der schwarzen
Bevölkerungsmehrheit in förderungswürdige und
nicht brauchbare Segmente verwandt89).
Abgesehen davon ist beim Stichwort ,Effizienz*
die Brücke zu den kulturellen Aspekten der Infor-
mationstechnologie zu schlagen90 ). Der Effizienz-
gedanke gehört zum Kern westlich-zweckrationa-
len Denkens und ist damit ein Quell unterschied-
licher Angriffe auf die kulturelle Identität, auf die
überkommenen Wertvorstellungen in Ländern
der Dritten Welt. Gerade die Vorstellung, mit
Computern grundbedürfnisorientierte Entwick-
lungspolitik zu betreiben, bleibt in anachronisti-
scher Weise traditionellen modernistischen Denk-
und Wahrnehmungsmustern verhaftet: Unterent-
wicklung und Armut werden unverdrossen als In- 
formations- und Effizienzproblem begriffen. Da-
bei sollte sich eigentlich mittlerweile herumge-
sprochen haben, daß — gerade in den ärmsten
Ländern — Unterentwicklung einerseits ein Pro-
dukt struktureller Abhängigkeiten, andererseits
das Resultat fehlgeschlagener, autochthone
Kenntnisse und angepaßte Wirtschaftsformen
ignorierender Entwicklungspolitiken ist91 ). Die
grundlegenden Probleme insbesondere in den är-
meren Ländern liegen in strukturellen Deforma-
tionen des landwirtschaftlichen Bereichs begrün-
det: Interne Ausbeutung des Agrarsektors zugun-
sten der Industrialisierung und allgemein anreiz-
vernichtende staatliche Eingriffe sind Ursache
fortwährender Ent-Wicklung. Sie können nicht
mit technischen Mitteln, sondern nur durch
Agrarreformen gelöst werden92).

Verstärkte Differenzierung
durch neue I + K-Technologien
Es besteht, so ist aus diesen Beispielen zu folgern,
ein nicht aufzulösender Widerspruch zwischen
dem technologischen Potential neuer I + K-Tech-
nologien zur Befriedigung von Grundbedürfnis-
sen — insbesondere dem nach Kommunikation
— und dem ökonomischen Zwang ihrer ertrags-



maximierenden Nutzung. Dieser Zwang ergibt
sich aus den astronomischen Investitionskosten,
wie sie etwa mit modernen Satellitenkommunika-
tionssystemen verbunden sind93). Mithin können
die neuen I + K-Technologien in Ländern der
Dritten Welt kaum anders als im Interesse der
zahlungskräftigsten Nachfrager eingesetzt wer-
den. Verschärft wird diese Situation noch durch
Bestrebungen, auch in Ländern der Dritten Welt
die (potentiell) gewinnträchtige Telekommunika-
tion zu privatisieren. Anders als in den Industrie-
ländern würde dies in der Dritten Welt nicht das
Ende der internen Subventionierung im Rahmen
staatlicher Post- und Fernmeldebehörden, son-
dern das Ende ländlicher Telekommunikation
überhaupt bzw. die fortdauernde Abkoppelung
der ländlichen Räume von der Telekommunika-
tionsinfrastruktur bedeuten.
Neue 1 +K-Technologien sind derzeit im Zusam-
menhang mit der Dritten Welt in zweierlei Hinsicht
von Bedeutung: Zum einen erleichtern sie den Auf-
bau von Kommunikationsnetzen, wie sie z. B. für
das Global Sourcing transnationaler Konzerne
von Bedeutung sind, zum anderen erschließen sich
den Herstellern in der Dritten Welt zusätzliche Ab-
satzmärkte, die möglicherweise überhaupt erst die

Forschungs- und Entwicklungskosten zu einer
rentablen Investition werden lassen94 ). In diesem
Bestreben werden nicht selten entwicklungspoli-
tische Zweckmäßigkeitserwägungen gegenüber
ökonomischen Interessen zurückgestellt95 ).
Diese Analyse gilt jedoch nicht für die gesamte
Dritte Welt in gleichem Maße. Während die ärme-
ren, nicht-industrialisierten Länder in neue Ab-
hängigkeiten geraten, sind die fortgeschritteneren
und insbesondere die Schwellenländer nicht nur
in der Lage, aus der Anbieterkonkurrenz günstige
Konditionen z. B. für die Finanzierung der Tele-
kommunikationsinfrastruktur, für den Technolo-
gietransfer und für die Beteiligung nationaler Un-
ternehmen herauszuschlagen, sondern können
darüber hinaus z. T. selber von dem weltweiten
Investitionsboom in diesem Sektor profitieren —
sei es als Komponentenlieferant wie die südkorea-
nische Mikrochipindustrie, sei es als Hersteller
,angepaßter Kommunikationstechnologie* wie
jene brasilianischen Firmen, die unter selektiver
Nutzung modernster Technologie robuste Fern-
meldesysteme herstellen ). Damit bündeln sich
im Bereich der neuen 14-
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K-Technologien die ver-
schiedenen Differenzierungstendenzen, die von
der Mikroelektronik ausgehen.

IV. Resümee
Es ist, so muß die allgemeine Schlußfolgerung aus
all diesen Überlegungen lauten, kaum nachvoll-
ziehbar, wenn heute noch auf einer allgemeinen
Ebene über die Bedeutung der Mikroelektronik
für die Dritte Welt nachgedacht wird. Zu offen-
sichtlich sind ihre völlig unterschiedlichen Impli-
kationen für die verschiedenen Segmente der
Dritten Welt; kaum weniger deutlich ist auch ihr
Beitrag zur Fortsetzung des Differenzierungspro-
zesses. Die beiden Extreme sind dabei auf der
einen Seite die erfolgreich High-Tech-industriali-
sierten Schwellenländer, auf der anderen Seite die
ärmsten Länder der »Vierten Welt*, die ganz an-
dere Probleme haben als solche, die man durch
den Einsatz der Mikroelektronik lösen kann.

Dazwischen liegt eine wiederum heterogene
Gruppe von .ewigen Schwellenländern* wie Ar-
gentinien, die allen Industrialisierungsversuchen
und -erfolgen zum Trotz hauptsächlich von Roh-
stoffexporten leben und dank der Mikroelektronik
diese Funktion in der internationalen Arbeits-
teilung wohl auch beibehalten werden; von 
.Schwellenländern der zweiten Generation*, denen
die Möglichkeit einer exportorientierten Entwick-
lung u. a. durch die Auswirkungen der Mikroelek-
tronik verstellt werden; von bevölkerungsreichen
Flächenstaaten wie China und Indien, die weit we-
niger auf Exporte angewiesen sind und somit eine
auch im Mikroelektronikbereich weitgehend bin-
nenorientierte Entwicklungspolitik betreiben kön-
nen; und schließlich von jenen zahlreichen Län-
dern, die in keine der vorherigen Kategorien pas-
sen. Die konkreten Möglichkeiten und Auswirkun-
gen der Mikroelektronik speziell in diesen Segmen-
ten der Mittelgruppe harren noch der Erforschung
— ein Tatbestand, an dem sich wohl solange nichts 
ändern wird, wie interne Restriktionen des Wissen-
schaftssystems dem gerade hier dringend erforderli-
chen interdisziplinären Vorgehen im Wege stehen.



Frank Bliss

Die kulturelle Dimension von Entwicklung
Aspekte eines Defizits im entwicklungspolitischen Instrumentarium

Nachdem die durch Elemente einer eurozentri-
schen Modernisierungsideologie getragene Ent-
wicklungspolitik der letzten 25 Jahre gescheitert
war, gewann unter den Schlagworten „Grundbe-
dürfnisbefriedigung“ und „Hilfe zur Selbsthilfe“
ein neuer Ansatz an Bedeutung. Inzwischen steht
fest, daß auch Entwicklungsmaßnahmen dieser
Art (wie im übrigen auch die Größe der Vorha-
ben) an sich noch keinen „Entwicklungserfolg“
mit sich bringen müssen, beweist doch die Ana-
lyse dieser angeblichen Basisvorhaben, daß ihre
Erfolgsquote kaum größer ist als die der im Rah-
men der alten Strategie durchgeführten Maßnah-
men.
Seit Beginn der achtziger Jahre wird als Erklärung
für das Scheitern mancher Vorhaben ein vormals
wenig beachtetes Defizit genannt: die zu geringe
Berücksichtigung der sozio-kulturellen oder bes-
ser der kulturellen Dimension von Entwicklung ).
Die zeitweise zu beobachtende Intensität der Dis-
kussion auch seitens politischer Entscheidungs-
träger ließ sogar Konsequenzen für das Instru-
mentarium der Entwicklungszusammenarbeit er-

warten. Daß dies bisher nicht der Fall ist, beweist
die Praxis der gegenwärtigen Entwicklungspolitik
und letztendlich auch die resignierende Einstel-
lung derjenigen, die auf den Kulturfaktor auf-
merksam gemacht haben1).

1) U. a. widmet „Entwicklung und Zusammenarbeit“
dem Thema eine Sonderausgabe (Heft 7/8, 1981) mit
Beiträgen von Offergeld, Hamm-Brücher u. a. Wenig
später erschienen die im Auftrag des BMZ publizierten
Forschungsberichte zur „Bedeutung sozio-kultureller
Faktoren in der Entwicklungstheorie und -praxis“ und
„Herausforderungen für die Entwicklungspolitik in den 
achtziger Jahren“ (beide Köln 1982).
2) Erkennbar z. B. in dem Beitrag von Uwe Simson,
Kultur und Entwicklung. Die kulturellen Bedingungen
wirtschaftlich-gesellschaftlichen Handelns in der Drit-
ten Welt, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 16/86,
auf den später näher eingegangen wird, ebenso in Arbei-
ten von Rüdiger Schott, der in einem Gutachterbeitrag
(abgedruckt in Bd. 36 der „Forschungsberichte des
BMZ“) der Bundesregierung zunächst positive Ansätze
zugestand.
3) Brigitte Erler, Tödliche Hilfe, Freiburg 1985; vgl.
dazu die etwas unbeholfene Stellungnahme der GTZ
(Dokumentation 1/1985 der GTZ).

4) Sehr gut aufgelistet in: Dieter Nohlen/Franz Nusche-
ler (Hrsg.), Handbuch der Dritten Welt, Bd. 1, Hamburg
1974, 1982.

Um so unverständlicher ist es, wenn von planeri-
scher Seite jetzt anstelle eines umfassenden Reali-
sierungsansatzes für die Reform der Projektarbeit
zwecks besserer Einbindung der Vorhaben in die
Kultur der jeweiligen Partner rein normative Mo-
delle aufgestellt werden, ohne daß gleichzeitig
eine Veränderung des entwicklungspolitischen In-
strumentariums in Aussicht gestellt wird. Wie an-
stelle von normativen Modellen und Schematisie-
rungsversuchen eine Effizienzsteigerung durch
zielgruppenorientierte Entwicklungsplanung im
Projektbereich erreicht werden könnte, sollen die
vorliegenden Anmerkungen aufzeigen. Ange-
sichts der Rahmenumstände, die im folgenden
ebenfalls dargestellt werden müssen, dürfte die
Realisierung dieser Vorschläge noch einige An-
strengungen erfordern.

I. Kriterien der „traditionellen“ Enwicklungsplanung und ihre Folgen

Man muß kein Anhänger der von Brigitte Erler
vertretenen Analyse fehlgeschlagener Entwick-
lungsvorhaben sein3), um zu der Einsicht zu ge-
langen, daß der entwicklungspolitische Effekt vie-
ler Vorhaben sich der Null-Grenze nähert oder

sich sogar als kontraproduktiv erweist, vorausge-
setzt, man will den Erfolg von Entwicklungsmaß-
nahmen nicht durch statistische Werte definieren,
sondern durch reale Verbesserungen bei der
Masse der Bevölkerung. Diesbezüglich herrscht
allerdings bisher keine Übereinstimmung. Gestei-
gertes Bruttosozialprodukt, die Zahl der Arbeits-
kräfte im sekundären und tertiären Sektor oder
gar der Pro-Kopf-Verbrauch an Energie zählen
weiterhin zu den Indikatoren des Entwicklungs-
standes einer Gesellschaft4). Die Breitenwirkung
nationaler und internationaler Vorhaben ist kei-
neswegs überall Maßstab für Evaluierungen, so
daß es auch bei fehlenden ökonomischen Interes-
sen der Geber an Entwicklungs„hilfe“ nicht sicher
ist, ob die Ideologie des Modernisierungsansatzes
wirklich als überwunden gelten kann.
Dies zeigt sich auch an der gegenwärtigen Ent-
wicklungspolitik der Bundesregierung: Auf der



einen Seite versucht man, grundbedürfnisorien-
tierte Strategien umzusetzen, andererseits wird die
große Masse der Mittel der Finanziellen Zusam-
menarbeit im bilateralen und multilateralen Be-
reich wie auch der Technischen Zusammenarbeit
weiterhin für Maßnahmen verwendet, aus denen
sich erst sekundär ein Entwicklungserfolg im
Sinne der anfangs genannten Definition ergeben
kann. Durch die Förderung allgemeiner Indu-
strialisierung (auch der Landwirtschaft, „Agrar-
business“, wodurch die Förderung den Charakter
der „Basishilfe“ verlieren muß) glaubt man wei-
terhin, über einen „Spill-over-Effekt" oder gege-
benenfalls ein direktes Durchsickern von Stimuli
auch die Basis zu erreichen. Diese Politik ist inso-
fern natürlich konsequent, als auch in der deut-
schen Wirtschaftspolitik allgemein angebots- statt
nachfrageorientierte Ansätze gefördert werden.
Daß diese Strategie dort, wo die Ressourcen für
den Lebensunterhalt der Massen extrem be-
schränkt sind, kurzfristig nicht greift und langfri-
stig eher vom Glauben als von Tatsachen und von
Hoffnungen statt von erkennbaren Trends ab-
hängt, dürfte jenen klar sein, die die Staaten der
Dritten Welt nicht ausschließlich durch die Brille
des kurzfristig planenden Investors betrachten.
Kapital- und Technologietransfer für den bereits
„entwickelten“ Sektor in den Partnerländern,
quantitative Wachstumsziele vor qualitativen Ver-
teilungszielen sind Stichworte, die Anlaß zur
Nachdenklichkeit geben, wenn auf der anderen
Seite die Berücksichtigung von Kulturfaktoren in
der Entwicklungszusammenarbeit verlangt wird.
Obwohl der Großteil der deutschen öffentlichen
Hilfe derart charakterisiert werden kann, bleibt
eine beachtliche Palette von Projekten übrig, die
zweifelsohne einen basisorientierten Ansatz ha-
ben. Integrierter Pflanzenschutz, Agrarberatung
in Selbstorganisationsgruppen, Arbeit mit Frauen
benachteiligter Gesellschaftsschichten und inte-
grierte Dorfentwicklung sind nur einige Beispiele
dieses Versuchs einer Hilfe zur Selbsthilfe. Aber
auch von diesen Maßnahmen scheitert eine be-
trächtliche Anzahl. Zuweilen sind es allgemeine
Planungsschwierigkeiten, politische Veränderun-
gen im Gastland, seltener finanzielle Ursachen,
die als Begründung durchaus plausibel sind. Ver-
folgt man den Weg dieser aufgrund der geringen
Kosten vom Geldvolumen her weniger bedeuten-
den, von der Masse der Einzelmaßnahmen her
jedoch wichtigsten deutschen Projektkategorie, so
ist die Nichtberücksichtigung des Kulturfaktors
entscheidend für ihr häufiges Scheitern5). Kon-
kret heißt das:

5) Vom Verf. angesprochen in: Anthropos 80/1985,
S. 617—641, und FAZ vom 11. Dezember 1985, S. 11,
ferner im Druck in: Land, Agrarwirtschaft und Gesell-
schaft, 3 (1986).

6) Klaus Natorp kommt in einem Beitrag (FAZ vom
6. Februar 1986) zu einem anderen Ergebnis, offensicht-
lich jedoch ausschließlich gestützt auf Mitteilungen des
BMZ.

1. Die Feststellung eines Projektbedarfes erfolgt
durch die deutsche Seite oder vor dem Hinter-
grund des Antragsprinzips durch staatliche Stel-
len im Gastland, die in aller Regel keinerlei Ver-
ständnis für regionale ökologische, ökonomische
oder kulturelle Besonderheiten aufbringen. Pro-
jekte werden dort plaziert, wo der Staat sie als
nötig erachtet; dort, wo die Menschen Hilfe brau-
chen, fehlen sie.
2. Die Zielformulierung im Verein mit der Be-
darfsanalyse ist das Ergebnis normierten Pla-
nungsdenkens, nicht aber Resultat umfangreicher
Untersuchungen vor Ort und des Gesprächs mit
den Betroffenen.
3. Wichtige Ansprechpartner bleiben unbekannt,
Interessengruppen werden nicht berücksichtigt,
das Wissen um die traditionelle und zumeist öko-
logisch adäquate Ressourcennutzung bleibt den
Projektoren vorenthalten.
4. Mangels ortsspezifischer Kenntnisse kann es
kaum gelingen, für eine initiierte Maßnahme Ak-
zeptanz und Unterstützung zu finden, und schon
gar nicht läßt sich die weitergehende Grundforde-
rung an „Hilfe zur Selbsthilfe“ erfüllen, wonach
die Betroffenen selbst Vorgaben setzen, die Maß-
nahmen durchführen und gegebenenfalls für den
Nachahmungseffekt sorgen sollen. Das.Projekt
findet mit anderen Worten ohne die Betroffenen
statt, diese bleiben „sprachlos“.

Somit unterbleibt ein wichtiger Punkt, der sonst
zu Verbesserungen des Projektes führen könnte:
die Evaluierung auf der Basis einer Akzeptanzbe-
kundung durch die Menschen, denen die Projekt-
initiatoren zu helfen vorgaben. Statt dessen kon-
zentriert sich die Evaluierung auf den technischen
Bereich6), d. h. auf die Frage, ob das eigentliche
Projektziel (nicht das Entwicklungsziel!) erreicht
ist, und es kann zu einer unberechtigt positiven
Aussage kommen, die Korrekturen im Ansatz un-
terminiert. Der Erfolg eines Projektes sowie er-
folgsfördernde Verbesserungen des Instrumenta-
riums resultieren also gleichermaßen aus einer en-
gen Kommunikation mit den Zielgruppen eines
Entwicklungsvorhabens.

Weniger die Notwendigkeit einer engen Koopera-
tion mit den Zielgruppen eines Projektes als viel-
mehr die pauschale Bedeutung des Kulturfaktors
für die Akzeptanz von Maßnahmen generell ist
seit Anfang der achtziger Jahre erkannt, sie wird
diskutiert, jedoch blieben Konsequenzen bisher
weitgehend aus.



II. Die Erfindung der „kulturellen Dimension“ von Entwicklung

War schon die ideologische Umorientierung von
reiner Modernisierung auf eine partielle Grund-
bedürfnisstrategie ein Beitrag zur regionalen Dif-
ferenzierung von Entwicklungsvorhaben, so
wurde bald erkannt, daß auch die Planungskrite-
rien einer Reform bedurften. In den „Entwick-
lungspolitischen Grundlinien der Bundesregie-
rung“ vom 9. Juli 19807) wurde dem Kultur-
aspekt, wenngleich ohne materielle Auskleidung,
auf dem Papier ein zentraler Stellenwert beige-
messen. „Die Länder der Dritten Welt sollten sich
nach eigenen Fortschrittsleitbildern entwickeln“,
hieß es hier in Abschnitt . Deutlicher noch gehen
die Abschnitte 20 und 21 auf das Verhältnis von
„Sozio-kulturellem Wandel und Entwicklung“
ein. Erkannt wird hier, daß gewachsene soziale
Strukturen, Glaubens- und Verhaltensformen im
Entwicklungsprozeß gefährdet oder zerstört wer
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den können, ohne daß vergleichbare neue an ihre
Stelle treten müssen. In der Konsequenz ver-
sprach die damalige sozial-liberale Bundesregie-
rung, den sozialen und kulturellen Rahmenbedin-
gungen in der eigenen Projektplanung und -Prü-
fung ein größeres Gewicht geben zu wollen. Viel-
leicht noch darüber hinaus geht die Bekundung,
die Erhaltung kultureller Identität als wichtigen
Beitrag zur Entwicklung selbst anzusehen. In ei-
nem Beitrag für die Fachzeitschrift „Entwicklung
und Zusammenarbeit“ unterstrich Minister Offer-
geld diese Grundtendenz des Entwicklungskon-
zeptes. Die Förderung kultureller Vielfalt, vor al-
lem aber die Aufarbeitung der Kenntnis fremder
Kultur wurden hier als Verpflichtungen für die
Zukunft ebenso genannt wie die Forderung nach
konkreter Berücksichtigung des Kulturaspektes in
der Entwicklungszusammenarbeit ).8

7) In den „Grundlinien“ erscheint erstmals ein grundbe-
dürfnisorientierter Ansatz nicht nur optisch, sondern
substantiell an erster Stelle der Regierungspolitik.
8) In: Entwicklung und Zusammenarbeit, (1981) 7/8,
S. 9 ff.
9) Auf „halboffizieller" Ebene diskutierte Sachfragen
werden wiedergegeben z. B. von der Deutschen Stiftung
für internationale Entwicklung (DSE), Dokumentation
1153 A (Kultur und Entwicklung. Ergebnis eines Exper-
tengesprächs), Dokumentation 1231 B (Fachgespräch),
Themendienst der Zentralen Dokumentation Nr. I
(Kultur und Entwicklung).

10) In: Kultur und Entwicklung, DSE Dokumentation
1231 B, 1983, S. 33 ff.
1 •) U. a. Tagung bei der Carl-Duisberg-Gesellschaft, der
GTZ, demnächst beim Deutschen Entwicklungsdienst.
12) „Grundlinien der Entwicklungspolitik der Bundes-
regierung“ vom 19. März 1986.

Mit einigem Recht läßt sich die damit initiierte
Diskussion als aus dem öffentlichen Druck gebo-
ren bezeichnen. Zum zentralen Gegenstand wurde
dabei die „sozio-kulturelle Dimension der Ent-
wicklungszusammenarbeit“9). Im Bewußtsein der
Tatsache, daß politische und ökonomische Pro-
jektkriterien stets die Oberhand vor rein armuts-
orientierten Ansätzen haben würden, wurde im
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit (BMZ) ein Arbeitspapier unter diesem
Titel entwickelt, das als Produkt einer „Realo-
Strategie“ bezeichnet werden könnte: thematisie-
ren, ohne sich konkret festzulegen, Verkauf eines

Produktes, des „Sozio-kulturellen“, ohne Gegen-
standsbeschreibung, Marktstrategie und Erfolgs-
analyse, geschweige denn Realisierungsanwei-
sung. Karla Fohrbeck bringt die Inhalte auf einen
Nenner: „Kurz, die Chance zu einer wirklichen
Neuorientierung... wird vertan“ 100 ). Auch auf
„halbamtlicher“ Ebene wurde die Aufforderung
des Ministeriums zur Diskussion aufgegriffen. Es
entstand der Arbeitskreis „Kultur und Entwick-
lung“, der im jährlichen Zyklus zwischen großen
Entwicklungsinstitutionen hin und her geschoben
wird und deren jeweilige Steckenpferde reitet11).
Hervorragender Sachverstand läuft mangels Auf-
gabenstellung und angesichts fehlender Emp-
fehlungs- bzw. Entscheidungskompetenz des Gre-
miums ins Leere.
Ohne daß die Diskussion richtig begonnen hat,
ohne daß konkrete Schritte einer zielgruppen-
orientierten Entwicklungszusammenarbeit unter
Einbeziehung der Betroffenen entwickelt wurden,
ja noch ohne Definition des Sozio-Kulturellen
überhaupt, scheint die neue Bundesregierung in-
zwischen das Thema wieder herunterfahren zu
wollen, bevor durch die breite Zustimmung in der
Öffentlichkeit zur Berücksichtigung des Kultur-
faktors in der Entwicklungszusammenarbeit
Kräfte geweckt werden, die vielleicht doch zu ei-
ner tiefgreifenden Reform zumindest der Techni-
schen Zusammenarbeit führen müßten. Die kultu-
relle Eigenständigkeit des jeweiligen Empfänger-
landes im Sinne der Realisierung eigener Ent-
wicklungsleitbilder wird nur noch am Rande the-
matisiert, und „Entwicklungspolitik muß“ nun-
mehr nur noch „soweit wie möglich an kulturelle
und soziale Gegebenheiten anknüpfen“ (Ab-
schnitt 10/12). Was dies in der Praxis bedeutet,
geht deutlich aus den neuen „Grundlinien“ her-
vor, die Entwicklung wieder stärker in den Mo-
dernisierungsansatz einzubinden versuchen. Die
Grundbedürfnisstrategie bleibt akzeptiert, rückt
jedoch in den Hintergrund zugunsten einer Poli-
tik, die deutlich die weltmarktorientierten Enkla-
ven in der Dritten Welt begünstigt. Wenn der ge-
wünschte Spill-over-Effekt hierbei überhaupt zum
Tragen kommt, so vollzieht sich diese Entwick-
lung mit Sicherheit außerhalb eines Ansatzes, der
auch nur im entferntesten mit kultureller Tradi-
tion und Identität zu tun hätte.
Die Diskussion um die kulturelle Dimension von
Entwicklung könnte an dieser Stelle als ergebnis-
los abgebrochen werden, gäbe es nicht ebenjenen
Restbereich auch staatlicher Entwicklungszusam-
menarbeit, der weiterhin grundbedürfnisorien-
tiert ist. Hierbei wäre eine Projektoptimierung



durch Berücksichtigung des Kulturfaktors nicht
nur im Rahmen einer Politik sinnvoll, die aufeine
erfolgreiche deutsche Projektbilanz aus ist, son-
dern der elementare Beitrag zur strukturellen Be-
kämpfung von Hunger und Armut, übrigens auch
für private Träger, die ihren jeweiligen Geldge-
bern verpflichtet sind.
Scheinbar gibt es bereits in der Gegenwart die
notwendigen Instrumentarien, um die Kulturfak-
toren bei der Planung von Entwicklungsvorhaben
in den Griff zu bekommen, wenigstens nach An-
sicht der Entwicklungsverwaltung ). Anlaß zum
Optimismus könnten auch die Gutachterrichtli
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nien einer so wichtigen Institution wie der Gesell-
schaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) ge-
ben, die zumindest etliche kulturelle Sachfragen
abdecken. Kritische Beobachter aus den Reihen
der großen Maßnahmenträger geben jedoch
unumwunden zu, daß hieraus noch keine Rück-
schlüsse auf die Praxis zu ziehen sind. Offen ge-
blieben ist vor allem die Kernfrage, wie nämlich
die kulturellen Grundbedingungen für das ein-

zelne Vorhaben erfahrbar gemacht werden kön-
nen. Es ist nicht einmal klar, worin spezifisch das
„Kulturelle“ liegt und was die Unterschiede zu
den völlig unsystematisch verwendeten Begriffen
wie „Sozio-Kulturelles“, „Sozio-Ökonomisches“,
„Soziales“ etc. ausmacht.
Von offizieller Seite, d. h. innerhalb des BMZ, wei-
terverfolgt wurde zunächst die Auseinanderset-
zung mit dem Begriff „sozio-kulturelle Dimension
der Entwicklungszusammenarbeit“, die wir im
nächsten Abschnitt aufgreifen wollen. Parallel
dazu versucht das BMZ spätestens nach den Ergeb-
nissen der Projektanalysen von 1984, die offenbar
die Beibehaltung alter Konzeptionen kaum länger
rechtfertigen, im umgekehrten Verfahren „modell-
hafte“ Projekte zu finden, aus deren Ablauf sich
positive Aspekte für zukünftige Vorhaben ergeben
könnten. Diese im Prinzip sinnvolle induktive Me-
thode, die jedoch daran krankt, daß technischer
Projekterfolg und Erreichen eines Entwicklungs-
zieles offenbar gleichgesetzt werden, soll hier nicht
weiter verfolgt werden.

III. Die (sozio-)kulturelle Dimension von Entwicklung:
Neue Aspekte und alte Normierungsversuche

Ein Beweis für das geringe Interesse, das die „so-
zio-kulturellen“ Aspekte von Entwicklung bei den
politischen Entscheidungsträgern gefunden ha-
ben, ist die Tatsache, daß sich seit den ersten
„Entwicklungspolitischen Grundlinien“ von 1980
bis heute nicht einmal im dürftigsten Grundlagen-
bereich — der Definition der verbal so hoch ge-
handelten neuen Termini — Wesentliches getan
hat. Die projektausführenden Institutionen kön-
nen sich selbst aussuchen, was sie hierunter zu
verstehen haben. Uwe Simson, der die Diskussion
innerhalb des BMZ zu koordinieren hat, geht sehr
richtig von einem weit gefaßten Kulturbegriff
aus143), der die in der Diskussion genannten Ein-
zelaspekte wie das Soziale, das Ökonomische oder
das Politische einzig sinnvoll zusammenfaßt. Für
Experten, Consultants und ihre Auftraggeber je-
doch scheint das Kulturelle sich weitgehend auf
das Soziale zu reduzieren, wobei „sozial“ hier
nicht sämtliche Aspekte zwischenmenschlicher
Interaktion meint, sondern in aller Regel das, was
unter diesem Stichwort bei uns innerhalb der „So-
zialpolitik“ gehandelt wird: materielle Absiche-
rung, Randgruppenstellung, individuelle Not etc.

Sinnvoll und höchst überfällig wäre jetzt also die 
inhaltliche Definition des „Sozio-Kulturellen“,
oder besser des Kulturellen als Oberbegriff. Da-
nach — und hierauf ist angesichts der bereits beim
ersten Schritt festgefahrenen Diskussion bisher

kaum Gedankenarbeit verwandt worden — wäre
die Frage zu stellen, wie das Postulat nach Be-
rücksichtigung des Kulturellen in der Entwick-
lungszusammenarbeit in den Griff zu bekommen
ist.

Kürzlich hat Uwe Simson in dieser Zeitschrift den
Versuch unternommen, beide Schritte zu ver-
knüpfen. Die dabei behandelte Kernfrage ist,
„wie das prinzipiell unendliche Gebiet der ent-
wicklungswirksamen Kulturfaktoren für die Pla-
nung erschlossen werden kann“IS). Der Autor
zeigt in seiner Argumentation einen Weg auf, der
in einer Sackgasse münden muß. Die Kulturen
einzelner Völker lassen sich nicht quantitativ ver-
gleichen, so eine zentrale Aussage, die nur voll
unterstützt werden kann. Statt als Konsequenz der
Entwicklungsplanung aber ein Instrumentarium
vorzuschlagen, das bei der Gestaltung von Ent-
wicklungsvorhaben den individuellen Gegeben-
heiten vor Ort breitesten Raum zugesteht, ver-
sucht Simson, die Kulturfaktoren zu normieren,
in ein Schema zu pressen, das für alle Projekte in
allen Ländern Gültigkeit haben soll. Der Grund
ist verständlich: Bereits der Gedanke, jedes Pro-
jekt als Einzelmaßnahme ansehen zu sollen, in
jedem Fall lange Voruntersuchungen im Hinblick
auf die Erfolgsbedingungen eines Projektes vor-
nehmen zu müssen, muß einem Entwicklungs-
planer die Haare zu Berge treiben. Gelingt es aber,
die Komplexität des Kulturellen auf wenige 



Aspekte zu reduzieren, so ließe sich vielleicht der
ungeliebte Kulturfaktor doch auch dem stursten
Technokraten unterschieben.
Ein Problem für die zu entwickelnde Konzeption
ist die Reduzierung der „unendlichen“ Kulturfak-
toren auf die „akzeptablen“. In Übereinstimmung
mit unserer Position führt Simson drei Erfolgsbe-
dingungen für Maßnahmen an: Erstens müssen
die Akteure (Betroffenen) Ziel und Weg der Un-
ternehmung bejahen; zweitens müssen sie zur
Erreichung des Zieles in der Lage sein; drittens
müssen sie hinsichtlich ihres Wollens und Kön-
nens homogen sein. Letzterer Aspekt kann, muß
aber keine Erfolgsbedingung selbst für kollektive
Unternehmungen sein, da die hierfür benötigte
Interessenidentität in der Praxis niemals voll-
ständig vorhanden sein dürfte. Anstatt jetzt aber
die Konsequenz zu ziehen und die Berücksich-
tigung der Erfolgsbedingungen im Einzelprojekt
durch intensive kulturwissenschaftliche For-
schung zu verlangen, kommen dem Autor die
„100 000 000 Armen in Bangladesch“ in den
Sinn ), denen pauschal geholfen werden muß.
Individuelle Vorgehensweise bei jeder potentiel
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len Maßnahme verliert dabei an Bedeutung, ob-
wohl die Angepaßtheit einer Maßnahme an die
konkreten Umstände bisher immer noch der wich-
tigste Garant für die von Erfolgen nicht allzu
überhäufte Entwicklungspolitik ist: Besser ein gu-
tes Projekt für wenige Menschen, mit der Chance,
aufgrund des Erfolges die Vielen zu erreichen, als
umgekehrt mit dem zwangsläufig zum Scheitern
verurteilten undifferenzierten Vorhaben für „die
100 000 000 Armen“ jede Entwicklungspolitik von
vornherein zu desavouieren. Diese Strategie führt
dann zur Forderung von Brigitte Erler nach Ein-
stellung aller staatlichen Entwicklungshilfe17).

*

Der Schematisierungsvorschlag für die Eingren-
zung der Kulturfaktoren soll hier allerdings wei-
terverfolgt werden, um die Probleme aufzuzeigen,
die sich bei seiner Annahme zwangsläufig für
Gutachter, Entscheidungsträger und Experten er-
geben müßten. Simson bezeichnet drei kulturelle
Faktoren als dominant: 1. Legitimität der politi-
schen Herrschaft, 2. erreichter Entwicklungs-
stand der „produktiven Kräfte“ und 3. ethnische
Heterogenität18). Nun kann die Bedeutung der
genannten Faktoren nicht bestritten werden. Wo 
aber bleibt ein so wichtiger Punkt wie die Reli-
gion, die oft gerade für Akzeptanz und Partizipa-
tionsmotivation konstituierend ist? Wo bleibt der
Aspekt der gesellschaftlichen und verwandt-
schaftlichen Solidarität, zwei Grundbausteine al-
len sozialen Lebens? Die Liste der fehlenden do-
minanten Faktoren ließe sich weiterführen. Die-

sem Einwand begegnet der Autor mit der Behaup-
tung, diese Faktoren würden durch die angeführ-
ten drei erfaßt und müßten zweifelsohne auf diese
Weise Berücksichtigung finden.

Hier wird ein Problem aufgeworfen, das sowohl
einen kulturwissenschaftlichen wie auch einen
praktisch-instrumentellen Aspekt hat. Aus erste-
rer Sicht ist es so gut wie unmöglich, eine Hierar-
chie kultureller Phänomene aufzustellen, die
überall und zeitlos Gültigkeit haben sollen. Viel-
leicht mag es gelingen, aus der unendlichen Zahl
von Phänomenen einige hundert herauszuschä-
len, die von besonderer Bedeutung sind, etwa im
Hinblick auf ihre Unerläßlichkeit für den Fortbe-
stand einer solidarischen Gemeinschaft. Was sich
dann aber wirklich im einzelnen, zum Beispiel
innerhalb des kulturellen Wandels, als besonders
„dominant“ herausstellt, kann nur in der Einzel-
falluntersuchung geklärt werden. Es bleibt uns
also nicht erspart, innerhalb jeder einzelnen für
ein Entwicklungsvorhaben vorgesehenen Ethnie
(auf Provinz- oder Gemeindeebene) zu untersu-
chen, welche Faktoren für die oben genannten
Erfolgsbedingungen (Mittel, Identifikation, even-
tuell Homogenität) wirklich relevant sind. Diese
Wahrheit ist für eine an Schemata orientierte Pla-
nung geradezu eine Herausforderung, sie trägt je-
doch der kulturellen Realität Rechnung, die auch
durch Normierungsversuche nicht abgeschafft
werden kann.

Soll den Kulturfaktoren wirklich das ihnen ge-
bührende Gewicht beigemessen werden, so muß
auch praktischen Gesichtspunkten Rechnung ge-
tragen werden, die eine Normierung verbieten.
Wie der Sand bei einer Sanduhr wird nach dem
Ansatz von Simson die Fülle kultureller Faktoren
durch einen dünnen Hals geleitet, um in der Pra-
xis wieder in voller Breite anzufallen. Wenn z. B.
die Gesamtheit aller Faktoren, die zum „domi-
nanten“ Faktor „Legitimität der politischen Herr-
schaft“ gehören, untersucht werden muß, um eine
sinnvolle Aussage treffen zu können, so nützt es
dem Gutachter und Planer nicht, wenn er die Auf-
forderung auf den Weg mitbekommt, den domi-
nanten Faktor zu untersuchen. Was er im Einzel-
fall erfragen muß, ist von Ethnie zu Ethnie, von
sozialer Schicht zu sozialer Schicht oder gar ab-
hängig vom Geschlecht verschieden. Ähnlich ver-
hält es sich bei dem dritten „dominanten“ Faktor
„ethnische Heterogenität“, der für unterschied-
liche Projekte auch ganz unterschiedliche Konse-
quenzen haben kann. Was schließlich den zweiten
„dominanten“ Faktor betrifft, den „erreichten
Entwicklungsstand der »produktiven Kräfte* “, so
handelt es sich hierbei um einen Allgemeinplatz.
Kaum einem Gutachter muß wohl gesagt werden,
daß er auf das Machbare zu achten hat. Das Pro-
blem ist höchstens, daß er aufgrund fehlenden
Zugangs zu der untersuchten Kultur gar nicht her-
ausbekommt, was im einzelnen an aktivierbaren
Entwicklungspotentialen vorhanden ist. Besser
wäre es, ihm ein geeignetes Instrumentarium an



die Hand zu geben, das ihm die relevanten Kul-
turfaktoren jenseits der „dominanten“ erkennen
hilft. Und noch sinnvoller wäre der noch zu be-
handelnde Schritt, die technischen Durchführbar-
keitsanalysen von der Erforschung der Kulturfak-
toren zu trennen und letztere den entsprechend
ausgebildeten Fachleuten zu überlassen.
Wie sehr die Normierung von „Erfolgskriterien“
fehl gehen kann, beweist das von Simson selbst
angeführte Beispiel vom Vorhandensein von 
Schrift als Entwicklungsvoraussetzung19). Der
Autor vertritt beim Vergleich von Schwarzafrika-
nern und Indern den Standpunkt, nur die letzte-
ren als Angehörige von Schriftkulturen seien in
der Lage, spektakuläre wirtschaftliche Leistungen
zu erbringen. Belegt wird diese These nicht. Dabei
sprechen einige Erkenntnisse eher dagegen. Er-
stens dürfte die Einbindung in die Schriftkultur
bei Indern und Schwarzafrikanern auf dem Land
relativ gleich, nämlich ungefähr bei Null liegen.
Zweitens ist wohl die ethnische Heterogenität und
das Kastenwesen in Indien dafür verantwortlich,
daß selbst bei gleichem Zugang zur Schriftkultur
eine Population höchst unterschiedlich auf Ent-
wicklungsstimuli reagieren würde. Drittens
schließlich wird der vom Autor selbst genannte
Faktor der Akzeptanz sehr viel stärker die Partizi-
pation der Betroffenen und damit den wahr-
scheinlichen Erfolg eines Vorhabens fördern, als
noch so gute individuelle und kollektive Entwick-
lungsvoraussetzungen („Schriftkultur“, Vorhan-
densein von Ressourcen, Man-Power etc.) bei ei-
ner schlecht geplanten Maßnahme. Eine „Ökono-
mie des Hungers“, wie sie Sabine Schwartz im
Hinblick auf Produktionsverhalten und Konsum-
muster kenianischer Nomaden beschreibt20), hat
es in ihrer ökonomisch-ökologischen Ausgereift-
heit im übrigen absolut nicht verdient, wegen feh-
lender Schrift als nicht leistungs- und somit auch
nicht entwicklungsfähig bezeichnet zu werden.
Afrikas Entwicklungsprobleme sind wahrlich
nicht jene einer fehlenden Schrifttradition.
Gingen unsere und Simsons Ansichten bisher
schon weit auseinander, so scheint sich im Hin-
blick auf die notwendigen Konsequenzen dieser
Trend zu festigen. Die Forderung des Autors nach
der Analyse (nur oder hauptsächlich) der kulturel-

len Dominanten ist im Zusammenhang seiner Ar-
gumentation verständlich. Seine Zurückweisung
des Arguments der Praktiker, „Kultur sei doch
»überall verschieden“*, mit dem Hinweis auf das
„soziologische Apriori von der durchgehenden
Einheitlichkeit des Menschengeschlechts“21) be-
darf jedoch einer besonderen Kritik. Dieses
Apriori ist reine Spekulation, soweit man die
„Einheitlichkeit“ nicht auf das allerdings unbe-
stritten universelle vegetative Verhalten des Men-
schen einschränkt. Das erkennt auch die heutige
soziologische Forschung an, obwohl sich Simson
gerade hier Rückendeckung zu holen sucht. Die
Betonung der ganzheitlich vorgehenden ethnolo-
gischen Methode als sinnvoller Beitrag für die so-
ziologische Forschung belegt den Sinneswandel
auf soziologischer Seite22). Es gibt also kaum eine
Möglichkeit, universelle „dominante“ Faktoren
zu definieren, aus deren Erkennen Gesetzmäßig-
keiten menschlichen Handelns abgeleitet werden
können. Die jedem Vorhaben zuzuordnende
Grundlagenarbeit bleibt den Projektplanern also
nicht erspart, sofern die Berücksichtigung der kul-
turellen Entwicklungsfaktoren wirklich beabsich-
tigt ist. In keinem Fall dürfte aus der semantischen
Leistung der Faktorenbestimmung das resultie-
ren, was Simson als „planerischen Abkürzungs-
weg“ bezeichnet und als den Verzicht auf die
„zeit- und kostenintensive .Tiefendurchdringung*
des Projektumfeldes“23).

In seinem letzten Punkt können wir die Position
des Autors allerdings wieder voll unterstreichen.
Unabhängig von der Behandlung der kulturellen
Entwicklungsfaktoren im Sinne eines schematisie-
renden Ansatzes (Simson) oder einer ganzheitli-
chen Einzelfalluntersuchung dürfte es generell
schwer sein, den Kulturfaktor überhaupt in dem
Geflecht vitaler Interessen in der traditionellen
Wirtschaftsplanung und -politik (und damit Ent-
wicklungsplanung) als maßgeblich für die Projekt-
findung und -entscheidung einzubringen. Trotz-
dem sollte der Versuch der Erstellung eines kon-
kreten und plausiblen Konzeptes gewagt werden,
das trotz notwendiger struktureller Reformen auf-
grund zu erwartender Effizienz vielleicht auch
Skeptikern die Zustimmung abringen kann. Einige 
Konsequenzen seien im folgenden skizziert.

IV. Strukturelle Reformen statt terminologischer Scheingefechte

Grundsätzlich stimmen wir Simson in seinem Be-
streben zu, die Bedeutung der kulturellen Dimen-
sion von Entwicklung herauszustreichen und stär-

ker in die Planungsüberlegungen einzubeziehen.
Dazu gehört natürlich zunächst die Auseinander-
setzung mit dem Entwicklungsbegriff und der
Frage nach dem Wesen des Kulturellen. Es ist ein
richtiger Ansatz, auch nach den „Inhalten“ des
Kulturellen zu forschen, d. h. konkret nach den



Einzelphänomenen, die zusammen das Bündel
der projektrelevanten kulturellen Äußerungen bil-
den. Angesichts der Komplexität und der fehlen-
den Kongruenz der Kulturen wäre aber der Ver-
such, Kultur phänomenologisch auf einige
Aspekte einzuengen und diese generalisieren zu
wollen, ein falscher Schritt, wie wir gezeigt haben.
In der Praxis dürfte der Ansatz bereits scheitern,
wenn z. B. der Forscher zwei vielleicht nur wenige
Kilometer voneinander entfernte Gemeinden
gleicher ethnischer Zusammensetzung, aber mit
unterschiedlichen ökologischen und ökonomi-
schen Bedingungen untersuchen will. Scheinbar
belanglose Dinge wie die individuelle Erfahrung
mit staatlicher Macht, ein unterschiedlicher Grad
der Modernisierung oder alltägliche private Kon-
fliktkonstellationen zwischen den Familien in der
Gemeinde können in einem Projekt Erfolgsbedin-
gungen schaffen, die im anderen nicht vorhanden
sind. Diese Wahrheit ist für jene Soziologen nur
schwer zu verkraften, die bis in die sechziger Jahre
noch glaubten, generelle Axiome menschlicher
Interaktion aufstellen zu können und ihnen ge-
setzmäßige Gültigkeit zusprechen wollten. Um so
härter muß sie den Entwicklungsplaner treffen,
der anfangs glaubte, mit Splittern des „Modells
Deutschland“ den wirtschaftlichen Aufschwung
in die Dritte Welt tragen zu können, und der, als
diese Aussicht zusammenbrach, wenigstens
hoffte, angepaßtere Entwicklungsansätze wie die
Grundbedürfnisstrategie nach konzeptioneller
Grundlagenarbeit unterschiedslos auf „die
100 000 000 Armen in Bangladesch“ anwenden zu
können.

Vor dem Hintergrund „natürlicher“ Zwänge, wie 
sie in deutschen Verwaltungsschemata eingebaut
sind, und angesichts der Tatsache, daß Karriere
eher durch Beharren als durch Mut zu neuen
Ideen abzusichern ist, sowie in der Erkenntnis,
daß die heutige Projektarbeit vielleicht nicht über-
mäßig erfolgreich ist, aber durchaus einer Reihe
von wichtigen Interessen gerecht zu werden ver-
mag, haben die folgenden Reformvorschläge ins-
gesamt keine große Realisierungschance. Im Ein-
zelfall können sie jedoch durchaus hilfreich sein,
vorhandenen guten Willen zu bestärken und ihn
mit einem geeigneten Instrumentarium auszustat-
ten.

Der Schwerpunkt unserer Überlegungen richtet
sich erstens auf die Organisation und das Instru-
mentarium der Projektplanung. Neue Zeitdimen-
sionen und eine Veränderung der Prioritätenset-
zung erscheinen uns unumgänglich. Unter Be-
rücksichtigung der abhängigen Variablen gilt es,
zweitens, die Rolle von Projektplanern und Ex-
perten vor Ort zu überdenken und dem kulturel-
len Umfeld anzupassen. Wesentliche Aufmerk-
samkeit sollte drittens dem Feedback geschenkt
werden, und zwar sowohl verstanden als Abstim-
mung mit den Betroffenen einer Maßnahme als
auch als laufende Planzielrevision in der Entwick-
lungsverwaltung des „Geber“landes. Nicht zuletzt

zählt hierzu auch die Nachbereitung von Entwick-
lungsprojekten gleichsam als Brücke zur Vorbe-
reitung des nächsten Vorhabens. Gerade hier lie-
gen in der Gegenwart erhebliche Defizite24). Ein
keineswegs neuer Punkt ist viertens die Frage
nach den allgemeinen Rahmenbedingungen staat-
licher Projektarbeit mit der Forderung, den nicht-
staatlichen Entwicklungsorganisationen (Non
Governmental Organizations, „NGOs“) überall
dort das Feld zu überlassen, wo die Berücksichti-
gung lokaler Interessen (die aufgrund intensiver
Forschung über die Bedürfnisse und Erfolgsbe-
dingungen für Entwicklungsvorhaben erkannt
wurden) sonst nicht garantiert ist.

Organisation und Instrumentarium
der Projektplanung

Entwicklungsprojekte können angesichts ihrer
Zahl und der für sie aufgewendeten finanziellen
Mittel immer nur eine exemplarische Maßnahme
darstellen. Insofern ist das Argument, nicht das
einzelne Dorf, sondern „die Ägypter“ oder „die
Bangladeschis“ seien Ziel eines Vorhabens, nur
bedingt richtig. Erst wenn das Projekt aufgrund
guter Planungsvoraussetzungen und hoher Ak-
zeptanz durch die Zielgruppe erfolgreich verlau-
fen ist, besteht eine berechtigte Chance auf einen
Nachhaltigkeits- und Spill-over-Effekt. Insofern
ist es ein Gebot der Stunde, alle Kräfte auf exem-
plarische Einzelmaßnahmen zu konzentrieren.
Dies gilt auch dann, wenn in der Konsequenz
Planungsphase und Laufzeiten, finanzielle und
personelle Schemata sowie die Erfolgskriterien er-
heblich modifiziert werden müssen.

Wir haben bereits an anderer Stelle Teilaspekte
dieser Frage behandelt25), so daß hier nur die
wichtigsten Konsequenzen zusammengefaßt wer-
den sollen. An erster Stelle steht in diesem Zusam-
menhang die Kommunikation mit den Betroffe-
nen eines eventuell geplanten Vorhabens. Insbe-
sondere dem sprachlich vorgebildeten Kulturwis-
senschaftler sollte Gelegenheit gegeben werden,
die von den Menschen artikulierten Bedürfnisse
zu erfragen und mit ihnen gemeinsam Lösungs-
wege zur Erreichung der ausschließlich von den
Betroffenen definierten Ziele auszuarbeiten. Dazu
gehört — so unbequem diese Vorstellung auch
sein mag — ausreichend Zeit. Vertrauen kann
nicht während eines zweiwöchigen Rundfluges
des Gutachters durch vier Länder erworben wer-
den, zumal wenn es sich bei den Partnern um
traditionell benachteiligte Gruppen handelt. Es
bedarf auch der Zeit, die von Simson genannten
drei „dominanten“ Kulturfaktoren zu berücksich-
tigen und erst recht alle übrigen, die zum Teil erst



aufgrund der Feldarbeit in Erfahrung gebracht
werden können26).
In diesem Stadium der (Vor)Planung können
ideologische Vorgaben durch die potentiellen
Geldgeber nur schaden, da es völlig offen ist, ob
die für die Auswahl der Zielgruppe zunächst an-
genommenen Defizite (Nahrung, Wasser, medizi-
nische Versorgung usw.) auch wirklich die drin-
gendsten Probleme für die Betroffenen darstellen.
Hat eine Idee ihre Berechtigung und stößt sie auf
große Akzeptanz, so sind in Kooperation von Be-
troffenen, kulturellem Übermittler und für den
geplanten Mitteleinsatz adäquat ausgesuchten
Technikern die Mittel und Wege zur Zielerrei-
chung zu definieren.
Auf unserer Seite sollten die Kritiker der Entwick-
lungshilfe, vor allem aufgrund von deren großen
bürokratischen Aufwendungen, anerkennen, daß
die Mehrkosten dieses aufwendigen Planungsver-
fahrens keineswegs Verwaltungskosten darstellen,
sondern bereits eine zentrale Ausgabe für die Rea-
lisierung eines Projektes sind. Es ist unnötig, im
einzelnen auf die lange Reihe jener Projekte ein-
zugehen, die bei großen materiellen Aufwendun-
gen für die Maßnahme an sich nur aufgrund über-
eilter und völlig unzureichend ausgestatteter Pla-
nung gescheitert sind. Daß die kulturelle „Über-
setzertätigkeit“ in aller Regel nicht nebenbei von 
einem traditionellen Experten oder Gutachter zu
leisten ist, dürfte selbstverständlich sein, obwohl
in der deutschen Entwicklungshilfeverwaltung
immer noch die Meinung vertreten wird, ein
Brunnenbauingenieur könne wohl auch die kultu-
rellen „Randfragen“ mitbearbeiten. Umgekehrt
erhebt schließlich auch kein Kulturwissenschaft-
ler, selbst wenn ihm bei Akzeptanz der Bedeutung
des Kulturfaktors für den Erfolg eines Vorhabens
eine zentrale Stellung im Planungsverfahren zuge-
standen würde, den vermessenen Anspruch, die
technischen Sachfragen eines Bewässerungspro-
jektes nebenbei mitbehandeln zu wollen.

Zur Rolle von Projektplanern und Experten vor Ort
Aus dem Gesagten läßt sich eine Neudefinition
der einzelnen Rollen im Planungsteam eines Ent-
wicklungsvorhabens ableiten. Die um Kulturwis-
senschaftler ergänzten Teams sind zunächst nach
Einzeldisziplinen zu differenzieren, um danach
wieder zwecks einer homogenen Verzahnung von
kulturwissenschaftlichen Erkenntnissen und tech-
nischen Erfordernissen zusammengeführt zu wer-
den. Die Position des Kulturwissenschaftlers —
zumeist dürfte es sich dabei um einen Ethnologen
oder Ethno-Soziologen handeln — wird natürlich
zusätzlich geschaffen, was zwar die oben begrün-
deten Mehrkosten aufwerfen wird, jedoch keines-
wegs zu Lasten der bisher im Planungsverfahren
vor Ort Beteiligten geht, da die Beschäftigung mit

den kulturellen Aspekten eines Vorhabens früher
nicht stattfand bzw. nur als unnötige Erschwernis
auf ein Mindestmaß reduziert und am Rande von 
Gutachten und Planungsunterlagen (Pre-Feasibi-
lity- und Feasibility-Studies) aufgetaucht ist.
Es ist keineswegs zu erwarten, daß die neue Zu-
sammensetzung der Teams völlig konfliktfrei
abläuft. Solange bis in höchste Planungs- und
Entscheidungsebenen hinein technische Projekt-
ziele und Entwicklungserfolge miteinander ver-
wechselt werden, dürfte die verzögernde Tätigkeit
des Kulturwissenschaftlers, deren Ergebnisse
nicht einmal im vorhinein absolut feststehen und
vielleicht am Ende die Arbeit des gesamten Teams
überflüssig machen, von den Technikern nur un-
gern gesehen werden ). Es ist aber schon heute
eine
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Unsitte, wenn Planer und mögliche Auf-
tragnehmer identisch sind, so daß die Angst des
Consultant vor einem verlorenen Auftrag zwar
aus seiner Sicht verständlich sein mag, die Ent-
scheidungsträger aber zu keinerlei Rücksicht ver-
anlassen muß.
Für die tägliche praktische Arbeit im potentiellen
Projektgebiet dürfte die Zusammenarbeit mit
sprach- und ortskundigen Kulturwissenschaftlern
auch für die mit eher technischen Sachfragen Be-
trauten hilfreich sein. Unsere persönlichen Erfah-
rungen aus ägyptischen Projekten haben ergeben,
daß eine Reihe von Experten sogar darüber aufge-
bracht ist, daß man sie in einem kulturell (vor
allem entwicklungspolitisch) undurchsichtigen
Projektumfeld allein läßt. Dieses Unbehagen setzt 
oft bereits am Beginn einer Maßnahme ein, wenn
die entsandten Experten nämlich feststellen, daß
sie die Konsequenzen eines völlig unausgereiften
Plans, der bar jeder materiellen und motivationa-
len Voraussetzungen ist, tragen müssen — und
das zum Teil für eine extrem lange Zeit in klima-
tisch und versorgungsmäßig wenig angenehmen
Gegenden.

Das Feedback als planerisches Instrumentarium
So wichtig die sorgfältige Einleitung einer Maß-
nahme ist, so unerläßlich ist die ständige Über-
prüfung des Vorhabens, und zwar nicht aus-
schließlich im Hinblick auf einmal getroffene
Zielvorgaben, sondern auch unter Berücksichti-
gung einer fortlaufenden Akzeptanz und Identifi-
kation bei den Betroffenen. Jede noch so gut ge-
plante Maßnahme kann während der Abwicklung
Probleme aufwerfen, die ursprünglich nicht vor-
herzusehen waren. Im übrigen gelten schon heute
gesamtökonomische und politische Veränderun-
gen während der Laufzeit eines Entwicklungsvor-
habens als Entschuldigung für dessen Fehlschlag.
In Überwindung dieser wenig konstruktiven
Sichtweise möchten wir ein Instrumentarium vor-



schlagen, das durch frühzeitiges Problemerken-
nen gegebenenfalls Planmodifikationen in Gang
setzen kann. Wichtigster Part ist auch hierbei die
Position des kulturellen „Übersetzers“, der zwi-
schen den Technikern und der einheimischen Be-
völkerung vermittelt und darauf achtet, daß die
Maßnahme in ständiger Rückkoppelung mit letz-
teren durchgeführt wird. Auftretende Divergen-
zen können so erkannt werden, bevor sie zu einer
Verweigerung des Vorhabens an sich durch die
Zielgruppe führen — vorausgesetzt allerdings, das
Instrumentarium wird auch von Seiten der Ent-
wicklungsverwaltung so flexibel gehandhabt, daß
durch die Umschichtung von Mitteln, die Aus-
wechslung von Personal bei neuen Prioritäten
usw. schnell und unbürokratisch gehandelt wer-
den kann.

Wird z. B. erkannt, daß eine Trinkwasseranlage in
Ostafrika, die zunächst durchaus gewünscht wor-
den war, bestimmte soziale Schichten zu sehr zu 
begünstigen scheint, so muß gegebenenfalls die
Planung vorsehen können, statt der angestrebten
mittleren Zahl von Wasserhausanschlüssen we-
nige, aber allen zugängliche Gemeinschaftsan-
schlüsse (Stadtviertelbrunnen) anzulegen. Hierfür
muß dem Projektleiter ein größeres Maß an Ent-
scheidungsfreiheit zugestanden werden, inner-
halb einmal festgelegter Mittelansätze Prioritäten
verändern zu können, sofern dies nach überein-
stimmender Ansicht des Teams erforderlich ist.
Auf der Ebene der Projektträger, d. h. vorwiegend
der GTZ, muß im einzelnen Referat die Entschei-
dungskompetenz vorhanden sein, kurzfristig Mit-
telaufstockungen vornehmen zu können. Gleich-
falls muß nicht nur theoretisch die Möglichkeit
vorhanden sein, Vorhaben, die nach Auffassung
der Experten vor Ort und in Abstimmung mit der
Zielgruppe keine sichtlichen Verbesserungen er-
reichen können, unverzüglich abzubrechen.

Gerade dieser heute oft erkennbaren Notwendig-
keit stehen allerdings zwei Hindernisse entgegen:
Projekte haben aufgrund des ökonomischen
Interesses der Experten wie auch der beauftragten
Institution — Consultants wie GTZ u. a. — die
Tendenz, sich unentbehrlich zu machen. So be-
gründen sich unnötige Verlängerungen und natür-
lich die „Unmöglichkeit“, eigenes Tun für über-
flüssig erklären zu können. Daneben ist die Struk-
tur der staatlichen Finanzierung öffentlicher wie
privater Entwicklungsvorhaben eine große Bela-
stung für planerische Flexibilität. Im System der
kurz-, mittel- und langfristigen Finanzplanung
und vor dem Hintergrund der riesigen Beträge,
die ein einzelnes Regionalreferat im BMZ zu ver-
walten hat sowie dem Gewirr der Verpflichtungs-
ermächtigungen und der politischen Förderinter-
essen stößt jeder Versuch, kurzfristig zusätzliche
Mittel einzufordern wie umgekehrt das plötzliche
Freiwerden von Mitteln auf das blanke Entsetzen
der Verantwortlichen. Nichts kann die Position
eines Referates gegenüber den Verantwortlichen
für die Finanzierung, nichts die Stellung eines

ganzen Ministeriums gegenüber dem Finanzmini-
ster stärker schwächen als das Eingeständnis, im
abgelaufenen Haushaltsjahr nicht alle eingeräum-
ten Mittel verbraucht zu haben. Bereits kritische
Stimmen zu einem kapitalintensiven Großprojekt
werden unter Kollegen als Boykott angesehen, als
Eingriff in nach großen Mühen zustande gekom-
mene Geldabflußpläne. Daß angesichts dieser
Einstellung einmal getroffene Entscheidungen
kaum revidiert werden können, daß vor allem
auch Kulturwissenschaftler, die durch die Rück-
koppelung mit den Betroffenen in größerem
Maße als Techniker diese „Gefahr“ heraufbe-
schwören können, gegenwärtig kaum zum Zuge
kommen, ist verständlich.

Eine bessere Institutionalisierung des Feedbacks
darf aber nicht allein das laufende Vorhaben im
Auge haben. Ebenso wichtig ist die laufende Be-
treuung eines Projektes und die ständige Auswer-
tung der gewonnenen Erkenntnisse für die ge-
samte konzeptionelle Arbeit, d.h. im Einzelfall
auch für weitere Projekte am gleichen Ort und
woanders. Zwar wird durch die Erfahrung aus
dem Projekt A die intensive Vorbereitung der
Maßnahme B keineswegs überflüssig, jedoch
führt die Verarbeitung der Ergebnisse zu einer
ständigen Verbesserung des Instrumentariums
selbst, was im übrigen genauso für die Tätigkeit
des kulturellen Vermittlers gilt. Auch er steht je-
desmal vor einer völlig anderen Situation und
muß immer wieder neue Erfahrungen sammeln
und aus alten Fehlern lernen.
Im Einzelfall mag sich aus den gesamten Pla-
nungsmaßnahmen und projektbegleitenden
Schritten nach einer Reihe spezifischer Erfahrun-
gen tatsächlich so etwas wie ein „planerischer Ab-
kürzungsweg“ ergeben, wie ihn Simson an-
führt28). In der Praxis kann das für Folgemaßnah-
men jedoch nur bedeuten, daß bestimmte Voraus-
setzungen zwar bereits hypothetisch angenommen
werden können, insbesondere, was den ökolo-
gischen Kontext betrifft. In jedem Fall bedarf
es aber einer Überprüfung der Hypothese durch
eine hier vielleicht weniger aufwendige, sicherlich
aber ebenso sorgfältig durchzuführende Feldfor-
schung.
Ein wesentliches Manko deutscher Entwicklungs-
politik im Bereich des Feedback ist durch eine
Studie im Auftrag des BMZ quasi „amtlich“ be-
stätigt worden, nämlich die Nachbetreuung be-
reits formal abgeschlossener Vorhaben ). In ihrer
Untersuchung über die Nachhaltigkeit der Wir
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kung von Agrarprojekten mußten die Autoren
feststellen, daß viele Projekte kaum oder gar keine
Nachbetreuung erfuhren, und zwar sowohl im
Hinblick auf die informelle Einbindung der Über-
nahmeinstitution in den Kommunikationsfluß in-
nerhalb der Entwicklungszusammenarbeit als
auch hinsichtlich der Wirkungskontrolle. Nach-



bereitung in Form einer Auswertung des deut-
schen Beitrages, einer Analyse der Übergangspro-
bleme und einer Beantwortung der Frage, wie die
Übernahmeinstitution mit dem Projekt zurechtge-
kommen ist — oder wie die Betroffenen später
„ohne“ Projekt (also nach Abzug der Experten,
nach Abschluß der Finanzierung) leben! —, ist
jedoch einer der wichtigsten Schritte der projekt-
orientierten Entwicklungszusammenarbeit, die
bekanntlich nur exemplarischen Charakter haben
kann. Deshalb kommt es gerade auf das Feedback
aus dem Vorhaben nach dem Rückzug des nur als
Initialzündung zu verstehenden deutschen Beitra-
ges an. Die Nachbereitung muß daher als Be-
standteil der Maßnahme selbst angesehen und
finanziell eingeplant sein. Von einer unnötigen
Verteuerung ist auch dann nicht zu sprechen,
wenn der personelle und logistische Aufwand
wachsen müßte, da diese Projektphase die Er-
folgsbedingungen von Vorhaben oft mehr als die
technische Komponente mitbestimmt.

Neue Rahmenbedingungen für
grundbedürfnisorientierte Projekte
Nicht zuletzt scheitert selbst das am besten vorbe-
reitete Vorhaben oft an den allgemeinen Rahmen-
bedingungen im Gastland — nicht, weil die Ziel-
gruppe desinteressiert ist, sondern aufgrund einer
Distanzierung der nationalen Regierung. Schon
die Vorarbeiten werden behindert, weil nicht sel-
ten eine zu gute Abstimmung zwischen ausländi-
schen Projektträgern und den Betroffenen an po-
litischen und ökonomischen Strukturen rüttelt.
Gerade die Arbeit von Ethnologen gilt als höchst
verdächtig, da sich diese in aller Regel gerade mit
den benachteiligten Zielgruppen solidarisieren
(und im Auftrag deutscher Entwicklungshilfe ihre
Position mit der der Geldgeber identifiziert wird).
Was im Sinne einer armen- und grundbedürfnis-
orientierten Entwicklungspolitik geradezu opti-
mal ist, greift natürlich in die genannten Interes-
sensphären ein, weswegen sich die gesamte Palette
unserer Vorschläge eher für die nichtstaatliche
Projektarbeit eignet. Überall dort, wo die politi-
schen Bedingungen überhaupt noch eine Grund-
bedürfnisstrategie zulassen, sollte den NGO’s ein

größeres Gewicht gegeben werden, eventuell auch
durch eine Verstärkung der staatlichen Förde-
rung.
Gleichwohl ist die gegenwärtige Praxis abzuleh-
nen, bei der jeder freie Träger — von den Kirchen
bis zum privaten Entwicklungshilfeverein — seine
eigenen ideologischen oder sektoralen Hobbys
betreibt. Das Wirken eines freien Trägers an sich,
selbst im Zusammenspiel mit einer Partnerorgani-
sation im Gastland, bedingt noch keinen Projekt-
erfolg. Oft ist ihre Tätigkeit trotz besten Willens
und größten Idealismus noch offensichtlicher
zum Scheitern verurteilt als staatliches Handeln in
den Bahnen enger interessengebundener Vorga-
ben. Folglich ist auch die Tätigkeit der NGO’s
enger zu koordinieren und zu professionalisieren.
Viele „gutgemeinte“ Vorhaben müßten zugunsten
weiniger, aber gut geplanter und ausreichend mit
Mitteln ausgestatteter Projekte zurücktreten, die
grundsätzlich den aufgezeigten Weg der Akzep-
tanzförderung durch Berücksichtigung der kultu-
rellen Entwicklungsfaktoren beschreiten sollten.
Dabei muß dieser Ansatz auch die Öffentlich-
keitsarbeit in der Bundesrepublik selbst mit bein-
halten. Durch den Druck einer fehlinformierten
Öffentlichkeit wird der Umgang mit Spendenmit-
teln wenig gefördert. Mittel gehen zu schnell und
für kurzfristige Symptomkurierereien in den
Süden, wodurch im Einzelfall Hilfe erbracht wer-
den kann, vielfach aber die Probleme nur ver-
schärft werden. Es darf also nicht nur gesammelt,
sondern es muß gleichzeitig auch darüber aufge-
klärt werden, in welcher (langfristigen) Weise
Mittel am erfolgreichsten eingesetzt werden.
Auch hier bestünde zukünftig eine große Aufgabe
für die Kulturwissenschaften: die vorurteilsfreie
Information über die Zielgruppen der Entwick-
lungshilfe in der Dritten Welt in ihrer ökologi-
schen, historischen und aktuellen kulturellen
Komplexität. Durch Aufklärung verlieren die Op-
fer der Abhängigkeit in den armen Ländern etwas
von ihrer Anonymität, wodurch das Verständnis
für Langzeitvorhaben sicher gefördert werden
könnte, ohne daß die Bereitschaft der deutschen
Bevölkerung zur finanziellen Beteiligung darun-
ter leiden müßte.

V. Schlußfolgerungen

1. Obwohl bis weit in die deutsche Entwicklungs-
hilfeverwaltung hinein die bisherigen Erfolge von
fast drei Dekaden Entwicklungszusammenarbeit
eher skeptisch beurteilt werden, fehlt es einer For-
schung nach den Ursachen für dieses Scheitern so
vieler Maßnahmen an dem nötigen Gewicht. Im-
merhin hat sich seit Ende der siebziger Jahre die
Auffassung durchgesetzt, daß neben ökologi-
schen, ökonomischen und politischen Rahmen-
bedingungen auch der unmittelbare kulturelle

Kontext für Akzeptanz oder Ablehnung eines
Entwicklungsvorhabens eine wesentliche Rolle
spielt.
2. Gleichwohl wurde diese Erkenntnis bisher nur
in geringem Maße in das Instrumentarium der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit einge-
bracht. Veränderte Gutachterrichtlinien als Er-
gebnis von inzwischen wieder „entschärften“ ent-
wicklungspolitischen Grundlinien der Bundesre-
gierung bedingen an sich noch keine Änderung in



der Projektabwicklung. Diese wäre erst erkenn-
bar, wenn die Berücksichtigung der kulturellen
Entwicklungsfaktoren durch die Beteiligung der
kulturwissenschaftlichen Forschung als gleichbe-
rechtigter Disziplin neben den technischen Fach-
richtungen gewährleistet wäre. Dazu gehört
selbstverständlich die Akzeptanz auch ihrer Ar-
beitsweise, die zunächst auf qualitative Ergebnisse
aus ist.
3. Semantische Spielereien, wie sie durch die
Normierung kultureller Komplexität betrieben
werden, mögen in theoretischer Hinsicht durch-
aus von Nutzen sein, ändern an sich jedoch an
dem bisherigen Entwicklungshilfeinstrumenta-
rium nichts. Gesellschaftsmodelle können viel-
leicht für die Erklärung von kulturellen Phänome-
nen ihren Beitrag leisten, gegebenenfalls können
sie auch planerische Arbeit erleichtern („verkür-
zen“). Sie ersparen aber in keinem Fall die sorg-
fältige Auseinandersetzung mit dem gesamten
kulturellen Umfeld eines Entwicklungsvorha-
bens.
4. Nachhaltige Verbesserungen des Instrumenta-
riums vor allem in der Technischen Zusammenar-
beit bedingen eine stärkere Konzentration auf die
Projektplanung, die die Kommunikation mit den
Betroffenen einer Maßnahme sicherstellen muß.
Im Sinne eines Feedbacks muß dieser Kontakt
ständig den Grad der Akzeptanz wiedergeben und
die Maßnahme gegebenenfalls so weit verändern
helfen, daß die Identifikation der Betroffenen
stets gewahrt bleibt. Flexibilität auch innerhalb
des Verwaltungsapparates ist dabei eine Grundbe-
dingung für den Projekterfolg.
5. Da das „typische“ Entwicklungsprojekt stets
nur exemplarischen Charakter haben kann, ist die
Förderung des Erkenntniswertes eines Vorhabens
für mögliche weitere unabdingbar. Dies kann nur
gelingen, wenn neben der wissenschaftlichen Pro-
jektbegleitung auch eine Analyse der Wirkung
und ihrer Nachhaltigkeit garantiert ist. Diese Ele-
mente sind als integrierte Teile des jeweiligen Vor-
habens und keineswegs als bürokratische Zutat
anzusehen.
6. Nach Möglichkeit sollte die Anpassung des In-
strumentariums an die kulturellen Realitäten in
den Gastländern neben der Technischen Zusam-
menarbeit auch die Finanzielle Zusammenarbeit
umfassen. Es ist nicht ersichtlich, warum z. B. die

Rahmenbedingungen eines nationalen Stau-
dammbaus weniger problematisch sein sollen als
die einer in aller Regel kleineren Maßnahme der
Technischen Zusammenarbeit. Da Projekte der
Finanziellen Zusammenarbeit jedoch viel stärker
zum Spielball politischer und ökonomischer
Interessen werden als (kleinere) grundbedürfnis-
orientierte technische Vorhaben, kann mittel-
fristig unter realistischen Gesichtspunkten die Be-
rücksichtigung des Kulturfaktors eher in letzterem
Sektor eine Chance haben. Gleichwohl ist darauf
zu drängen, daß auch in der Finanziellen Zusam-
menarbeit die Betroffenen nicht weiter als lästige
Begleiterscheinungen bei zivilisatorischen Lei-
stungen angesehen werden.

7. Auch die multilaterale Entwicklungszusam-
menarbeit sollte der kulturellen Dimension von
Entwicklung stärkeres Gewicht geben. Hier müs-
sen die Industrienationen paradoxerweise eine
Vorreiterrolle spielen, obwohl bei ihnen bisher
vorwiegend ökonomische und verwaltungstech-
nische Interessen den Vorrang haben. Bei dem
internationalen Development Set in vielen Staaten
der Dritten Welt ist natürlich klar, daß diese zu-
nächst ihre eigenen wirtschaftlichen Interessen
vertreten. Hinzu kommt aber, daß sie oft die Le-
bensweise der großen Masse der ländlichen Be-
völkerung in ihren Ländern generell als Entwick-
lungshindernis ansehen und von daher absolut
kein Verständnis dafür haben, wenn der westliche
Experte im Verein mit seiner Partnergruppe nach
Lösungen im Rahmen der bestehenden Kultur
sucht.

Auch wenn viele Hindernisse eine Entwicklungs-
zusammenarbeit in enger Abstimmung mit den
Zielgruppen, den Unterdrückten in den armen
Ländern, weiterhin behindern: Uwe Simson hat
mit seiner Aufforderung recht, „Versuchen sollten
wir es trotzdem“ ), den Kulturaspekt in die Dis-
kussion zu bringen. Wir sollten jedoch nicht der
Illusion verfallen zu glauben, damit sei schon der
Weg zum Glück für die gesamte Bevölkerung ei-
nes Entwicklungslandes erschlossen. Die Kultur
einer Ethnie ist so komplex, daß lediglich die po-
sitive exemplarische Zusammenarbeit mit den
Wenigen Hoffnung auch für die große Masse
wecken kann.



Elke Thiel: Weltwirtschaftlicher Wandel und internationale Wirtschaftsordnung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/86, S. 3—14

Die Weltwirtschaftsbeziehungen sind vielfältiger geworden: 1945 dominierten die USA ganz ein-
deutig das internationale Wirtschaftsgeschehen; heute teilen sie sich diese Rolle mit anderen
großen Industrieländern. Länder der Dritten Welt treten als wirtschaftliche Konkurrenten zu den 
alten Industrieländern auf. Ganz im Sinne ihrer Zielsetzung hat die internationale Wirtschaftsord-
nung nach dem Zweiten Weltkrieg zu einer starken Verflechtung der Volkswirtschaften geführt.
Keine Regierung kann mehr eine unabhängige nationale Wirtschaftspolitik betreiben. Diese Inter-
dependenz schafft neue Konflikte.
Das Prinzip fester Wechselkurse — zentraler Bestandteil der Währungsordnung von Bretton
Woods — wurde 1973 aufgegeben. Im gleichen Jahr mußte die Weltwirtschaft mit einer Vervierfa-
chung der Ölpreise fertig werden. Mit dem Recycling der Petrodollar kam es zu einer enormen
Ausweitung der internationalen Kreditvergabe privater Banken. Die wachsende Auslandsver-
schuldung in der Dritten Welt legte den Keim für die Verschuldungskrisen der achtziger Jahre.
Dem GATT gelingt es nicht, den immer stärker werdenden Protektionismus aufzuhalten. Eine
bessere Koordinierung der Wirtschaftspolitiken soll zu einer größeren Stabilität der Wechselkurs-
beziehungen beitragen; der Baker-Plan soll den Entwicklungsländern einen Weg aus der Verschul-
dungskrise weisen. Im September wird über den Beginn einer neuen GATT-Runde zu entscheiden
sein. Verfügen wir noch über die richtigen Instrumente, um die Probleme der Weltwirtschaft in den
achtziger Jahren zu bewältigen?

Jörg Meyer-Stamer: Die Differenzierung der Abhängigkeit: Mikroelektronik und Dritte
Welt
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/86, S. 15—27

Es ist wenig sinnvoll, über die Auswirkungen der Mikroelektronik auf die Dritte Welt insgesamt
zu spekulieren — zu unterschiedlich ist ihre Bedeutung für verschiedene Segmente und allzu
offensichtlich ist darüber hinaus ihr Beitrag zur Fortsetzung der Differenzierung der Dritten Welt.
Diese Prozesse sind im einzelnen festzustellen
— hinsichtlich der Bedeutung der Mikroelektronik für die internationale Arbeitsteilung: Zwar ist
kein allgemeiner Rückverlagerungstrend aus der Dritten Welt in die Industrieländer festzustellen;
im Gegenteil, die Integration einiger weniger fertigwarenproduzierender Länder der Dritten Welt
in die internationale Arbeitsteilung setzt sich gerade auch bei der ,mikroelektronischen Revolu-
tion' fort. Jedoch verschlechtert die Mikroelektronik die Aussichten der übrigen Länder, in die
Fußstapfen der wenigen erfolgreichen Schwellenländer zu treten;
— angesichts des Aufbaus von High-Tech-Industrien in Schwellenländern: Zwar haben einige von
ihnen — namentlich Brasilien, Südkorea, Taiwan und Singapur — beachtliche Erfolge aufzuwei-
sen, jedoch spricht vieles dafür, daß dies Einzelfälle bleiben werden;
— hinsichtlich der Anwendung neuer Informations- und Kommunikationstechnologien: Der
Kommerzialisierungstrend in diesem Bereich geht zu Lasten der ärmeren Länder der Dritten Welt,
deren Abhängigkeit vertieft wird, während theoretisch denkbare grundbedürfnisorientierte Nut-
zungen aus verschiedenen Gründen nicht festzustellen sind. Demgegenüber können die fortge-
schrittenen Länder zumindest in einigen Teilbereichen Vorteile für sich verbuchen.



Frank Bliss: Die kulturelle Dimension von Entwicklung. Aspekte eines Defizits im ent-
wicklungspolitischen Instrumentarium
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 35/86, S. 28—38

Industrialisierungsideologien und die entwicklungspolitische Strategie der Grundbedürfnisbefrie-
digung kranken gleichermaßen an der eurozentrischen Ausrichtung ihres Instrumentariums. Auch
die unter dem Schlagwort „Hilfe .zur Selbsthilfe“ neu formulierte Strategie der siebziger Jahre
bringt keine wesentlichen Verbesserungen. Die Entwicklungsvorhaben werden ohne Berücksichti-
gung des kulturellen Umfeldes im Gastland geplant und durchgeführt. Als Ergebnis stehen viele
gescheiterte Maßnahmen für „die Millionen Armen“, während kleine Maßnahmen, die aufgrund
umsichtiger Planung (Stichwort: Dialog mit den Betroffenen) und guter Abwicklung für wenige
das Vorbild für die Massen sein können, für den staatlichen „Apparat“ uninteressant sind, angeb-.
lieh einen zu großen Verwaltungsaufwand beinhalten.
Mit dem neuen Schlagwort „sozio-kulturelle Dimension von Entwickung“ wird von offizieller
Seite versucht, die Defizite zumindest verbal aufzuarbeiten. Mit der Reduzierung des äußerst
komplexen Kulturaspekts auf einige Phänomene wird der Versuch unternommen, die Kultur der
von Entwicklungsvorhaben Betroffenen schnell und ohne großen Aufwand greifbar zu machen.
Es scheint so, als solle der Kulturaspekt — wenn er schon auf Grund des öffentlichen Drucks in
die Entwicklungstätigkeit einbezogen werden soll — auf solche Weise formal reduziert dem
Techniker schmackhaft gemacht werden.
Daß dieser Weg die kulturell bedingten Probleme der Entwicklungsplanung nicht lösen kann, wird
im vorliegenden Beitrag nachgewiesen. Statt neuer Vokabeln bedarf es vielmehr der Suche nach
neuen Formen des Zugangs zu den Zielgruppen von Entwicklungshilfe: Statt der Reduzierung
menschlicher Kultur auf wenige Dominanten sollte von unserer Seite der Versuch unternommen
werden, die individuellen Zielgruppen in die Entwicklungsarbeit einzubeziehen, z. B. durch die
gemeinsame Definition der Defizite, die gemeinsame Erarbeitung möglicher Abhilfeschritte, durch
gemeinsame Ausführung des Vorhabens. Dazu ist lange Feldforschung durch sprachkundige Kul-
turwissenschaftler ebenso notwendig wie ein zeitlicher und materieller Mehraufwand im einzelnen
Projekt. Die dadurch geförderte Akzeptanz des Vorhabens, die allein erfolgversprechende Identi-
fikation der Betroffenen mit der Maßnahme und damit ein Entwicklungserfolg wären jedoch
positive Ergebnisse der von Erfolgen bislang wenig verwöhnten Entwicklungszusammenarbeit.
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